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3. Wachstumstheorie 

Wir wollen uns im folgenden Werk mit den Auswirkungen verschiedener Faktoren auf das 

Wirtschaftswachstum beschäftigen. 

Zunächst halten wir es für wichtig, zu definieren, was man unter Wachstumstheorie 

tatsächlich versteht und wie diese Theorien entstanden sind. 

Eine kurze Darstellung der neoklassischen und der neuen endogenen Wachstumstheorie 

sowie deren theoretische Grundlagen. 

3.1. Klassik 

Die klassische Konjunkturtheorie wurde von Say begründet. Die Grundannahme der Theorie 

ist, dass Wirtschaftskrisen nicht möglich sind, weil jeder Anbieter auch einen Nachfrager 

repräsentiert. Wenn man davon ausgehen kann, dass beim Bezahlen immer ein Gut für das 

andere gegeben wird, dann kann man folgern, dass eine doppelte Nachfrage immer ein 

doppeltes Angebot hervorruft. Diese Theorie berücksichtigt Geld als „Güterspeicher“ leider 

nicht. Die Klassik geht weiters davon aus, dass das Gleichgewicht bei Gütern auch auf den 

Arbeitsmarkt übertragbar ist. Ein Überangebot an Arbeitskräften kann im Grunde nicht 

existieren, weil die Löhne sofort auf das Angebot an Arbeitskräften reagieren. Weniger Löhne 

bezahlen zu müssen ermöglicht Unternehmen aber wiederum, mehr Arbeiter einzustellen. Es 

ist klar, dass man das nicht auf heute übertragen kann. Die wichtigste Schlussfolgerung daraus 

ist nun, dass eine nicht regulierte Wirtschaft automatisch zu einer Vollbeschäftigung tendiert. 

Daher wären in der Klassik staatliche Maßnahmen nicht vonnöten. Die „individuelle Freiheit 

des einzelnen“ wird betont. Voraussetzungen des Modelles sind heute nicht mehr denkbar, 

waren damals allerdings durchaus anwendbar: konstantes Preisniveau (Inflation), Ausschluss 

des technischen Fortschrittes. Die einzigen wesentlichen Schwankungen, die Say’s Modell 

zulässt wären Schwankungen durch Kriege o.ä. epochale Ereignisse1. 

3.2. Neoklassik 

Die Neoklassik versucht, das Modell der Klassik zu erweitern. Speziell Dinge wie z.B. die 

wirtschaftliche Entwicklung und die Wertlehre werden neu definiert. So wird in der sog. 

subjektiven Wertlehre nicht der für die Herstellung eines Gutes notwendige Aufwand als 

Wert angesetzt, sondern es wird jedem Konsumenten zugestanden, eine individuelle 

Wertschätzung für ein Gut zu haben. Man stellt also die Nachfragesituation ins Zentrum des 

Modells. Auch in der Neoklassik geht man unter gewissen Annahmen von einem 

                                                

1 vgl. LOY, 2004, S.18 ff. 
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Gleichgewicht am Markt aus. Zu diesen zählen z.B. die atomistische Konkurrenz und der 

freie Marktzutritt, die Markttransparenz und die Mobilität der Arbeitssuchenden. 

In der Neoklassik wird der Arbeitsmarkt wesentlich komplexer betrachtet als in der Klassik 

und der Geldmarkt in das Modell integriert. So wird zum Beispiel beim Arbeitsmarkt der 

Reallohn als Basis der unternehmerischen Nachfrage definiert. Der Gleichgewichtslohn wird 

eingeführt, es deckt sich aber die Schlussfolgerung der Vollbeschäftigung mit dem 

klassischen Ansatz2. 

3.3. Endogene Wachstumstheorie 

Die endogene Wachstumstheorie kritisiert, dass die Produktivität der Arbeitskräfte und somit 

die Wachstumsgeschwindigkeit exogen definiert ist. Die neue Wachstumstheorie definiert das 

Wirtschaftswachstum endogen. Laienhaft könnte man sagen, dass man davon ausgeht, dass 

eine Wirtschaft beim Wachsen weiterkommt und dass dieser technologische Fortschritt die 

Geschwindigkeit des weiteren Wachstums erhöhen kann. 

Es wird versucht, die im neoklassischen Modell gegebene Tendenz zu einem steady state 

(einem Zustand, zu dem Wirtschaften konvergieren, wenn sie sich hinsichtlich von 

Präferenzen, Faktorausstattungen und Technologien nicht unterscheiden) zu widerlegen, da 

eine solche nicht beobachtet werden kann. 

Vielmehr kann beobachtet werden, dass beispielsweise ein hohes technologisches Niveau 

einer Volkswirtschaft ein geringeres Bevölkerungswachstum im Vergleich mit einer anderen 

Volkswirtschaft zu kompensieren vermag.  

Im Detail kann man aber auch nicht so leicht von einem technologischen Vorsprung reden, da 

speziell in Zeiten des Internets technologisches Wissen frei verfügbar ist. Dies lässt den 

Schluss zu, dass es um die Nutzbarmachung des verfügbaren Wissens geht, was wiederum 

von den individuellen Fähigkeiten von Personen abhängt3. 

Neben der Erhöhung der Wachstumsdynamik durch die Steigerung der totalen 

Faktorproduktivität ist das neoklassische Modell in der Lage, außenwirtschaftliche 

Liberalisierung in Form von „intertemporalen Handel“, d.h. grenzüberschreitendem 

Kapitalverkehr zu erklären4. Dass das Kapital dabei nicht ausschließlich in die Länder fließt, 

die über einen relativ geringen gesamtwirtschaftlichen Kapitalstock und damit über eine 

relativ hohe Kapitalverzinsung verfügen (also in die noch wenig entwickelten Länder), kann 

                                                

2 vgl. LARBIG, 1998, S. 5 ff. 

3 vgl. EDLING, 2001, S.289 f. 

4 vgl. MAURER, 1998, S. 22. 
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dabei durch die gleichfalls relativ schlechte Ausstattung dieser Länder mit dem Faktor 

Humankapital begründet werden5.  

Generell werden externe Effekte im endogenen Modell besser berücksichtigt.  

3.4. Empirische Wachstumstheorie 

In den letzten Jahren setzt sich zunehmend die empirische Wachstumstheorie durch, die 

versucht, die Hauptfaktoren für Wachstum aus den langfristigen Tendenzen verschiedener 

Länder zu ermitteln. 

So können beispielsweise Effekte aus Gesundheit, Bildung und Infrastruktur (materiell wie 

immateriell) besser abgeleitet werden. 

Durch empirische Studien hat man außerdem gelernt, dass eine hohe Staatsausgabenquote 

tendenziell negativ von der Wachstumsrate der Wirtschaft abhängt. Als Beispiel sie auf die 

Abbildung verwiesen, wo Länder mit hohen Staatsausgaben (Nordeuropa) 

wachstumstechnisch schlechter abschneiden als beispielsweise Japan oder Australien (geringe 

Staatsausgaben). 

 

Quelle: EDLING, 2001, S.290 

Auch erkennt man, dass hohe Inflationsraten einer Wirtschaft nicht besonders bekommen, 

man spricht von einem  Verlust an gesamtwirtschaftlicher Stabilität. 

Was in der empirischen Wachstumstheorie momentan verstärkt diskutiert wird, ist, ob 

Korruption gut oder schlecht für einzelne Volkswirtschaften ist. 

In Asien scheint es so zu sein als ob Korruption der Wirtschaft gar nicht so schlecht bekommt, 

weil Löhne vom Staat besser kontrolliert werden können. Die Hinweise darauf, dass die 

Korruption aber generell ein schlechtes Ding sind, verdichten sich aber. 

Auswirkungen der Korruption 

                                                
5 vgl. BARRO et al., 1995, S. 103- 115. 
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· Reduktion der öffentlichen Einnahmen (z.B. durch Steuerhinterziehung) 

· Erhöhung öffentlicher Ausgaben (z.B. Verteidigung statt Straßenerhaltung) 

· Höheres Haushaltsdefizit (Erschwerung der Fiskalpolitik) 

· Erhöhung der Einkommensungleichheit (einige Bürger werden anderen bevorzugt) 

· Hemmung privater Investitionen (höhere Transaktionskosten, Unsicherheit für 

Investoren) 

· Förderung der Einführung von Willkür (Anlenkung produktiver Ressourcen in einen 

pensionserwartenden Status) 

· Untergräbt die Funktionsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung 

· Korruption ist speziell in der „3. Welt“ einer der Hauptgründe für die Unterernähung 

und – entwicklung 

Gegensteuern kann man nur, wenn die verantwortlichen Politiker auch tatsächlich Reformen 

durchführen wollen. 

Der beste Weg scheint es zu sein, die Transparenz von Geldflüssen zu erhöhen wie auch 

gesellschaftliche Anreize zu schaffen, sodass Korruption keine Handlungsalternative mehr 

darstellt6. 

                                                

6 vgl. EDLING, 2001, S.290 ff. 
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4. Bildung 

Die folgenden Absätze beschäftigen sich mit der Frage, inwieweit sich Investition in 

Humankapital (Bildungs- und Gesundheitsfaktoren) auf das Wirtschaftswachstum auswirken. 

4.1. Wirtschafts- und Wachstumsfaktor 

Ein hoher Bildungsstand ist als wichtiger Wirtschafts- und Wachstumsfaktor seit langem 

anerkannt. Wo sollte man ansetzen? Wie misst man den Beitrag der Bildung zu 

Wirtschaftswachstum? Welche Indikatoren werden verwendet? 

 

Es gibt mehrere Ansätze, die Bedeutung der Bildung für das Wirtschaftswachstum zu 

analysieren.  

Untersuchungen der Wirtschaftsdaten westeuropäischer Industrieländer weisen darauf hin, 

dass das Wachstum einer Volkswirtschaft mit dem Wachstum des Wissensbestandes dieser 

Volkswirtschaft zusammenhängt7. 

Endogene innovationsbasierte Modelle von wirtschaftlichem Wachstum beinhalten einen 

Maßstabeffekt, der besagt, dass größere Ökonomien schneller wachsen und dass 

Bevölkerungswachstum einen schnelleren Wachstum an Produktivität bewirkt. 

Neuere Modelle von semi-endogenem Wachstum verwerfen diesen Maßstabeffekt, und gehen 

davon aus, dass der Wachstum an Produktivität proportional vom Bevölkerungswachstum 

abhängt. Es gilt zu beweisen, dass die steigende Qualifikation und nicht die steigende 

Quantität der Arbeitskraft, einen Wachstum an Produktivität bewirkt. Die Konsequenz dieser 

Interpretation der Rolle des Input-Faktors Arbeit ist, dass Wachstum durch Investition in die 

Ausbildung und weiters in die Arbeitskraftqualifikation gesteigert werden kann8.  

Durch die Aufnahme dieses Faktors in die Wirtschaftsmodelle könnte ein der Realität besser 

entsprechendes Modell konstruiert werden, sowie bei entsprechender wirtschaftspolitischer 

Berücksichtigung ein stabileres Wirtschaftswachstum erreicht werden. 

 

Wie jedoch lässt sich dieses Humankapital messen? Lucas9 hat ein Modell mit 

Humankapitalakkumulierung durch Learning-by-Doing erstellt. Dieses Modell kann die 

                                                
7 vgl. BILS, M. et al., 2000 
8 vgl. STADLER, M., 2003 
9 LUCAS, R.E.J., 1988 
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Wachstumsunterschiede der Länder in der realen Welt erklären, welche von der 

neoklassischen Wachstumstheorie nicht begründet werden können. 

Das Wachstumsmodell von Lucas bietet einen Ansatz, der von der Annahme ausgeht, dass 

Humankapital die Wachstumsrate endogen bestimmt. Dabei bestimmen die Individuen über 

ihre Entscheidungen hinsichtlich ihrer Zeitallokation, die Akkumulation des Humankapitals 

und damit die Produktivität im Produktionsprozess. Zusätzlich hängt es vom gegenwärtigen 

Bestand an Humankapital ab, wie viel an zusätzlicher Humankapitalbildung noch nötig ist. 

Dieser Ansatz zeigt, dass eine dauerhafte Zunahme des aggregierten Humankapitalstocks 

einer Volkswirtschaft zu dauerhaftem Wachstum führt, wenn das Humankapital in Form von 

Bildung direkt in die Produktionsfunktion integriert wird.  

 

Ein anderer Ansatz ist, die Bildung als Teil des volkswirtschaftlichen Produktionsfaktors 

Humankapital darzustellen: 

Je höher die Bildung ist, desto höher ist die Produktivität der Individuen, und desto mehr 

Output kann mit einer identischen Menge an Inputgütern erzielt werden. Weiters führt ein 

höheres Bildungsniveau, einfach betrachtet, zu mehr Einkommen und nach 

volkswirtschaftlichen Erkenntnissen zu Wirtschaftswachstum, unter anderem auch, weil ein 

höherer Bildungsstand den Bildungskapitalstock verringert10. 

 

Ein weiterführender Ansatz ist, den Begriff „Bildung“ einzugrenzen und im Sinn von 

technologischem Fortschritt zu betrachten, sodass die Wachstumsraten hauptsächlich über die 

Fähigkeiten der Individuen, neue Technologien anzuwenden, bestimmt werden. 

 

Integriert man in das obige Modell den Faktor Freizeit, sodass die verfügbare Zeit in die drei 

Verwendungszwecke Produktion, Humankapitalakkumulation sowie Freizeit aufgeteilt 

werden muss, entsteht als Konsequenz aus diesem Ansatz, dass lediglich ein geringerer Anteil 

der Zeit für die Humankapitalakkumulation zur Verfügung steht11.  

 

Eine Studie der UNESCO/OECD aus dem Jahr 2003 bestätigt, dass Bildungsinvestitionen in 

den Sekundar- und Tertiärbereich – und nicht nur in den Primarbereich – sehr lohnend sind. 

In der Studie Financing Education – Investment and Returns wurden 16 aufstrebende 

                                                
10 vgl BLACKBURN, K et al. 2000 
11 vgl. SOLOW, R. M , 2000, S. 189 
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Volkswirtschaften, die am Welt-Bildungs-Indikatoren-Programm (WEI) teilgenommen 

haben, genauer betrachtet. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass die Humankapitalinvestitionen 

in den letzten 20 Jahren ungefähr einen halben Prozentpunkt zu den jährlichen 

Wachstumsraten dieser Länder Beigetragen haben.  

Die Studie zeigt auch, dass die Bildungsbeteiligung im Sekundar- und Tertiärbereich – der 

Schlüssel für die Qualifikation und das Wissen der Arbeitskräfte – nur langsam zunimmt. Wie 

die Autoren herausgefunden haben, verbrachten die Erwachsenen in den untersuchten 

Ländern im Jahr 1960 im Durchschnitt 3,4 Jahre in der Schule. Bis zum Jahr 2000 stieg die 

Bildungsbeteiligung auf 7,6 Jahre.  Das sind fast drei Jahre weniger, als in den reichen 

Volkswirtschaften der OECD Länder, wo die Bildungsbeteiligung durchschnittlich 10.2 Jahre 

beträgt. Die Autoren weisen darauf hin, dass es bei dieser Fortschrittsrate weitere 20 Jahre 

dauern wird, bis einige der aufstrebenden Volkswirtschaften das gegenwärtige OECD Niveau 

erreichen.  
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Die Studie analysiert den Zusammenhang zwischen dem Bildungsstand der 

Erwerbsbevölkerung und dem Wirtschaftswachstum. In Chile verbrachten z.B. die 15- bis 64-

Jährigen im Jahr 1960 durchschnittlich 6,19 Jahre in der Schule und das BIP pro Kopf betrug 

etwas weniger als 4000 US$ (konstanter Dollarkurs 1995). Bis 2000 stieg die 

Bildungsbeteiligung auf fast 10 Jahre und das BIP pro Kopf erhöhte sich auf ungefähr 7000 

US$. 

Die Malaysier verbrachten 1960 durchschnittlich 3,22 Jahre in der Schule bei einem BIP pro 

Kopf von 2000 US$. Bis 2000 stieg die Bildungsbeteiligung auf 9,31 Jahre und das BIP pro 

Kopf erhöhte sich auf ungefähr 6000 US$. 

Thailands 15- bis 64-Jährige verbrachten 1960 durchschnittlich 2,6 Jahre in der Schule und 

das BIP pro Kopf belief sich auf weniger als 1500 US$. Vierzig Jahre später war die 
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durchschnittliche Bildungsbeteiligung auf 7,51 Jahre angestiegen und das BIP pro Kopf 

betrug ungefähr 4000 US$.  

In Ländern bei denen die durchschnittliche Bildungsbeteiligung 1960 nicht so groß war (rund 

1 Jahr), waren die Ergebnisse nicht so ausgeprägt. Das lässt nach Meinung der Autoren darauf 

schließen, dass das Humankapital erst dann eine stärkere Rolle spielt, wenn es eine kritische 

Schwelle erreicht hat und dass „eine hohe Bildungsbeteiligung im oberen Sekundar- und 

Tertiärbereich wichtig ist für den Beitrag des Humankapitals zum dauerhaften Wachstum.“ 

Die Verbesserung des Zugangs zur Bildung und dem Studienabschluss stellen den Schlüssel 

zum Aufbau dieser kritischen Größe dar, stellt der Bericht fest.  

 1960 2000 Prozent + 

Chile    

~Jahre in der Schule 6,9 10 + 61 % 

 BIP pro Kopf in US$ 4000 7000 + 75 % 
    

Malaysien    

~Jahre in der Schule 3,22 9,31 + 189 % 

 BIP pro Kopf in US$ 2000 6000 + 200 % 
    

Thailand    

~Jahre in der Schule 2,6 7,51 + 188 % 

 BIP pro Kopf in US$ 1500 4000 + 166 % 

 

 Abgesehen von einem höheren nationalen Wohlstand bestätigt der Bericht auch, dass auch 

Personen individuell von ihrer Bildung profitieren. Besser ausgebildete Menschen haben 

wesentlich bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt, so der Bericht. Sie bekommen leichter 

einen Job und bleiben in der Arbeit, und je besser sie ausgebildet sind, desto mehr verdienen 

sie.  

Ohne effektive und erhöhte Investitionen in das Humankapital, so die Schlussfolgerung der 

Autoren, wird das Wissen, das zur wichtigsten ökonomischen Ressource geworden ist, knapp 

bleiben. Bei effektiven Investitionen und gerechter Verteilung kann das Wissen nicht nur 

ausreichend, sondern auch erneuerbar und selbstgenerierend werden – eine Unterscheidung, 

die ökonomische Gewinner von den weniger Erfolgreichen trennen wird12. 

 

                                                
12 vgl. UNESCO/OECD, 2002 
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Wissenschaftler der Universität Ottawa fanden in Zusammenarbeit mit Statistics Canada 

heraus, dass nicht unbedingt die schulische Ausbildung, sondern eher die tatsächlichen 

Fähigkeiten der Individuen als Humankapital das Wirtschaftswachstum beeinflussen. Für 

Individuen ist die Auswirkung höherer Bildung offensichtlich: Höhere Qualifikation führt im 

Durchschnitt zu höherem Lebenseinkommen. Längerfristige Studien ganzer 

Volkswirtschaften konnten aber nur einen schwachen Einfluss von hohen Sekundär- bzw. 

Tertiärabschlussraten auf das Wachstum feststellen. Wenig überraschend wurden beim 

Vergleich von mehr und weniger hoch entwickelten Ländern jedoch große Unterschiede 

festgestellt. Bei Ländern mit ähnlich hohem Entwicklungsstand ergab die Studie, dass die 

Ausbildungsrate das Wachstum nur schwach bis gar nicht beeinflusst.13 

 

Ein Grund dafür könnte sein, dass die Humankapitaltheorien fehlerhaft sind. Wenn die 

Ausbildung eine sortierende Rolle spielt, die besser qualifizierten Individuen bessere Jobs 

zuteilt, und nicht die ganze produktive Kapazität einer Bevölkerung verbessert, dann 

profitieren die Individuen von ihrer Ausbildung. Die Studie hat auch gezeigt, dass die 

Aneignung gewisser Kompetenzen nicht nur dem Individuum Vorteile verschaffen, sondern 

auch die Gesamtproduktivität steigern.  

 

Ein weiterer Lösungsvorschlag könnte sein, dass die falschen Daten ausgewertet wurden.  

Ein Mittelschulabschluss oder ein Hochschulabschluss ist kein ausreichender Indikator, ob 

jemand die Fähigkeiten besitzt, die produktive Kapazität zu steigern. Schulische 

Qualifikationen sind einfach zu messen, lassen sich aber schwer auf das gesamte 

Humankapital projizieren. Man muss die ökonomisch relevanten Fähigkeiten messen und 

bewerten. In den 90er Jahren begann man mit einer neuen Methode, den Aufwand zu 

bewerten, der für Jugendliche und Erwachsene nötig war um gewisse Schlüsselkompetenzen 

für Arbeit und Freizeit zu erreichen. Unter diesem Kernbereich der Bildung versteht man im 

weitesten Sinn, die Fähigkeit verschiedene Arten von geschriebenem Material zu verwenden, 

um alltägliche Aufgaben von variierender Komplexität abzuarbeiten. Diese Art von 

allgemeiner Kompetenz ist stark mit der Produktivität verbunden.  

                                                
13 vgl. TheEconomist, 2004 
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Nach der kanadischen Studie gibt es Prognosen, die den Langzeiteffekt dieser Theorie auf das 

Wachstum anhand der neuen Humankapitalindikatoren darstellen. Die Wissenschaftler 

benutzen das „International Adult Literacy Survey“, das Mitte der 90er Jahre in 14 

verschiedenen Ländern stattfand. Es wurden 16 bis 65-jährige nach ihrer Ausbildung und 

ihren Fähigkeiten befragt, die alle zwischen 1960 und 1995 in die Arbeitskraft eintraten.  

Aufgrund der gewonnenen Daten konnten anhand der jetzt 52 bis 65-jährigen Rückschlüsse 

gezogen werden, wie hoch der Bildungsstand der 17-25-jährigen 1960 war, und weiters 

welche Investitionen während der Ausbildung dieser Gruppe getätigt wurden.  

Es konnte ein klarer Zusammenhang zwischen Humankapitalinvestition und dem daraus 

folgenden Wirtschaftswachstum des jeweiligen Landes in einer Periode hergestellt werden.  

Spezifisch: Wenn man die Analphabetenrate relativ zum internationalen Durchschnitt um 1% 

senkt, steigt die jeweilige relative Arbeitsproduktivität um 2,5 %  und das BIP pro Kopf um 

1,5%. 

Die Ergebnisse sind weit deutlicher als in vorhergehenden Studien. In den 3 Ländern, in 

denen das Humankapital zwischen den Generationen am schnellsten zunahm (Belgien, 

Finnland und Italien)  stieg der Output pro Arbeiter viel schneller als der Durchschnitt 

zwischen 1960 und 1995, während in den Ländern mit der schlechtesten Entwicklung 

(Neuseeland, Schweden und USA) das Wachstum nur langsam voranschritt. 

 

In dieser Studie wird die Verbindung zwischen der Steigerung des Humankapitals und 

wirtschaftlichem Wachstum deutlich. Die Senkung der Rate der schlecht Ausgebildeten bringt 

zum Beispiel viel mehr Nutzen als die Erhöhung der Rate der Hochqualifizierten. Das 

bedeutet nicht, dass die Anzahl der Hochqualifizierten irrelevant in Bezug auf den Wachstum 

ist: In der Umfrage ist zwar nicht messbar, welche Arten von Fähigkeiten genau die 

Wirtschaft an die Spitze Treiben, aber die Ergebnisse zeigen sehr wohl, dass nicht nur diese 

Fähigkeiten für das Wirtschaftswachstum ausschlaggebend sind. Wenn man die 

Grundfertigkeiten einer Bevölkerung erhöht, bringt das erreichbare volkswirtschaftliche 

Gewinne, die die Kosten von Weiterbildungsprogrammen auf jeden Fall rechtfertigen.  

Eine weitere Erkenntnis ist, dass die Förderung von Fähigkeiten der Frauen mehr zur 

Produktivität beiträgt als jene der Männer. Ein Grund dafür ist, dass mehr Männer 

handwerkliche Berufe ausüben, in denen Humankapital einen kleineren Beitrag zum 

ökonomischen Nutzen leistet.14 

                                                
14 vgl. COULOMBE; S. et al. 2004 
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Die 2000 herausgegebene Studie über das " Programme for International Student Assessment" 

(PISA) hat besonders in Deutschland große Aufmerksamkeit angezogen. Der Grund für das 

Interesse war die unerwartet schwache Leistung der 15 Jahre alten deutschen Jugendlichen. 

Die Studie konzentrierte sich auf die Fähigkeit zu Lesen, Grundlagen der mathematischen 

Fertigkeiten und grundlegende naturwissenschaftliche Fertigkeiten, als Leistungsbemessung.  

In der Fähigkeit zu Lesen, wurden die deutschen Jugendlichen nur an 21ter Stelle aus 31 

Ländern eingeordnet. Wie in der nächsten Tabelle gesehen werden kann, war die 

durchschnittliche Leistung in Deutschland eindeutig niedriger als das OECD-Mittel von 500 

Punkten, wobei die USA, Frankreich und das Vereinigte Königreich - wie die meisten 

westlichen europäischen Länder - Ergebnisse über dem OECD Durchschnitt erzielten. In 

sowohl mathematischen als auch naturwissenschaftlichen Fertigkeiten war Deutschland 20ter 

unter den 31 Ländern und war wieder unterhalb des OECD Mittels.  

 

Tabelle: Internationaler Vergleich des Bildungsgrads  

Land Lesen Mathematik Wissenschaft 

Deutschland 484 490 487 

Frankreich 505 517 500 

UK 523 529 532 

USA 504 493 499 

Quelle: OECD, 2001a 

 

Diese enttäuschenden Ergebnisse für die deutschen Jugendlichen bringen die Frage auf ob die 

Politik in der Lage ist, die Bildungsleistung zu beeinflussen. Deshalb zeigt die nächste Tabelle 

weitere Daten über Staatsausgaben für Bildung. Verglichen mit den anderen oben 

aufgelisteten Ländern, war die Ausgabenrate in Deutschland die niedrigste. Der Unterschied 

betrifft nicht in erster Linie die Universitäten, sondern mehr, die Primär- und 

Sekundarausbildung. Diese Hinweise geben Anlass zur Hypothese, dass eine Vergrößerung 

der öffentlichen Ausgaben nötig ist, um Bildungsleistung zu verbessern und auf diese Art die 

Qualifikation der Arbeitskraft zu steigern. Der Einfluss der Qualifikation der Arbeitskraft auf 

Wirtschaftswachstum ist bis jetzt eine kaum strittige Tatsache. In ihren empirischen Studien 

haben Wissenschaftler herausgefunden, dass sich besonders die Qualität, aber auch die Dauer 

der Ausbildung positiv auf anschließendes Wirtschaftswachstum auswirkt.  
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Tabelle: Internationaler Vergleich von öffentlichen Ausgaben für Bildung, in Relation zu BSP 

in %, 1998 

Land Öffentliche Ausgaben 

für Bildung 

Davon: 

Primar- und 

Sekundärausbildung 

Davon: 

Tertiärausbildung 

Deutschland 

Frankreich 

UK 

USA 

4,6 

6,0 

4,9 

5,1 

3,0 

4,2 

3,4 

3,4 

1,1 

1,0 

1,1 

1,3 

Quelle: OECD, 2001b 

 

Österreich ist bei der PISA Studie 2003 einer der Hauptverlierer. Die Leistungen der 15- bis 

16-jährigen österreichischen Schüler sackten in den drei Kompetenz-Feldern Mathematik, 

Lesen und Naturwissenschaften vom oberen Mittelfeld bei der ersten PISA-Studie 2000 auf 

Ränge im Mittelfeld und im unteren Mittelfeld ab. Sie liegen damit in Mathematik und dem 

2003 erstmals getesteten Bereich "Problemlösung" knapp über dem OECD-Schnitt, in Lesen 

und Naturwissenschaften - wo Österreich mit einem Minus von 28 Punkten den stärksten 

Rückfall aller Länder verzeichnen musste - unter dem Durchschnitt der 29 untersuchten 

OECD-Staaten. 

In den Naturwissenschaften fielen die heimischen Schüler von Platz acht auf Platz 20, wo sie 

mit 491 Punkten signifikant unter dem OECD-Schnitt von 500 Punkten liegen. Beim Lesen ist 

Österreich von Platz zehn auf 19 abgerutscht und mit 491 Punkten leicht unter dem OECD-

Schnitt (494). 

In Mathematik, dem Schwerpunkt der diesjährigen Studie, ist Österreich von Platz elf auf 

Platz 15 zurückgefallen, liegt aber mit 506 Punkten noch über dem OECD-Schnitt. Ebenfalls 

etwas über dem Durchschnitt sind die Leistungen im Kompetenz-Bereich Problemlösen: hier 

rangiert Österreich mit 506 Punkten auf Platz 15 leicht über dem OECD-Schnitt (500). 

Den stärksten Rückfall aller Länder erlitt Österreich in den Naturwissenschaften (minus 28 

Punkte). Im Lesen sind die heimischen Schüler um 16 Punkte abgefallen.  

Die Mathematik-Punktezahlen sind laut Studie gegenüber PISA 2000 nicht direkt 

vergleichbar, weil die Werte vor drei Jahren nur in so genannten Leitideen ("Raum und Form" 

sowie "Veränderung und Zusammenhänge") gemessen wurden, 2003 aber zwei weitere dazu 

kamen ("Unsicherheit" und "Größen").  
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Keine einzige der in PISA 2000 erreichten absoluten Leistungen, noch die dort erzielten 

Rangplätze konnten gehalten oder gar verbessert werden. Speziell im Lesen und 

Naturwissenschaft ist ein auch im internationalen Maßstab sehr deutliches Absinken der 

Leistungen zu beobachten, begleitet von einem rangmäßig zum Teil erheblichen Abrutschen 

innerhalb der 29 OECD-Länder, auch weil sich mehrere andere Länder inzwischen erheblich 

verbessern konnten.  

 

In der internationalen Zusammenfassung der Studie selbst wird nicht explizit gerankt, sondern 

es werden nur die statistischen Bandbreiten angegeben. Demnach liegt Österreich in der 

Mathematik zwischen Rang 13 und 18, in der Lese-Kompetenz zwischen Platz zwölf und 21, 

in den Naturwissenschaften zwischen 16 und 23 und beim Problemlösen zwischen Platz 13 

und 17. Das Länder-Ranking in der nationalen Studie erfolgte durch eine Reihung nach dem 

erzielten Punktemittel15. 

4.2. Wie hoch ist der geschätzte Beitrag der Bildun g zum Wachstum im Vergleich 

zu anderen Faktoren (Erwerbsquote, Sachkapital, For schung und Entwicklung 

etc)?  

Seit der Entwicklung der moderneren Wachstumstheorie mit Solow in den 50er Jahren des 

vorigen Jahrhunderts hat im akademischen Bereich die Bedeutung von Humankapital für 

Wachstum und Wohlstand zunehmendes Interesse gefunden (z.B. Goldin, 2001; einen 

Überblick gewähren Bodenhöfer/Riedel, 1998). Humankapital erhöht dabei im 

Produktionsprozess die Produktivität (bzw. den „technischen Fortschritt“ in der Terminologie 

der neoklassischen Wachstumstheorie), sodass bei sonst gleichem Arbeits- und Kapitaleinsatz 

die Produktion höher ist. Humankapital wird dabei wesentlich vom Grad der formalen 

Bildung und auch der Erfahrung mitbestimmt. Der Nachweis des Produktivitätseffektes auf 

Wohlfahrt oder sogar das Wirtschaftswachstum ist jedoch empirisch schwer durchführbar 

(z.B. Krueger/Lindahl, 1999, kritisch: Weber (1998)). Z.B. zeigt sich in Querschnittsstudien, 

dass eine Basisbildung sehr wichtig zur Anhebung des Wirtschaftswachstums ist. Weniger 

gesichert ist hingegen der Einfluss der tertiären Ausbildung (Universitätsabschluss) auf das 

Wachstum. Dies erscheint paradox, da die modernen Erfindungen überwiegend von 

Universitätsabsolventen stammen. Das Paradoxon lässt sich teilweise damit aufklären, dass 

die Basisbildung wichtig für die Entstehung geordneter und stabiler Staatsstrukturen und der 

Volksgesundheit (Lebenserwartung) ist. Diese Erklärung kann aber nur zum Teil befriedigen. 

                                                
15 vgl. DerStandard, 2004 
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Der Staat als wichtigster Anbieter und Beeinflusser des Bildungssystems spielt eine wichtige 

Rolle bei der Erhöhung des Bildungsstandes. Diese Rolle wird auch allgemein anerkannt. 

Z.B. nehmen im österreichischen Bundesbudget die Ausgaben für Bildung und Wissenschaft 

den größten Ausgabenanteil ein (ca. 125 Mrd. S (9,1 Mrd. Euro)). Die Europäische Union hat 

im März 2000, die „Wissenbasierte Gesellschaft“ zur 4. Säule der „Lissabonner Strategie“ 

erklärt. Die Lissabonner Strategie hat bekanntlich u.a. zum Ziel, Europa binnen zehn Jahren 

zur dynamischsten Volkswirtschaft der Welt zu machen.16 

 

Amerikanische Studien ergeben für die Vereinigten Staaten Bildungsrenditen zwischen 6 % 

und 10 %. Barro (2001), errechnete in einer Querschnittsstudie soziale Bildungsrenditen (der 

2. und 3. Stufe) von 7 %. Schmidt/Baumgarten (1967) errechneten für (West-)Deutschland in 

den 60er Jahren Renditen von 9 % bis 11 %, wobei der Wert für Frauen höher als für Männer 

war. Für die Niederlande hat Canton (2001) Berechnungen über den internen Zinsfuß 

angestellt. Er kommt für das Jahr 1997 auf folgende Ergebnisse: 

 

                                                
16 http://www.bmf.gv.at/service/publikationen/download/workingpapers/wp6_2001.pdf 
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Konkreter Vergleich des Beitrags von Bildungsinvestitionen am Wirtschaftswachstum  

    

+ im Forschungs- und Entwicklungsbereich 

+ im Zusammenhang (mit Veränderungen an) der Erwerbsquote 

 + und Investitionen in Sachkapital 

 

im Forschungs- und Entwicklungsbereich 

F&E-Intensität (2001) 
= Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklu ng (F&E) in Prozent des BIP
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Quellen: Europäische Kommission; Statistik Austria
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Beschäftigungsintensität des Wachstums 

Beschäftigungsintensität des Wachstums

-0,6

-0,4

-0,2

0

0,2

0,4

0,6

0,8

1970-1980 1980-1990 1990-1998

Deutschland EU 15 Japan USA

 

Quelle: OECD; Edling, S. 285 

 

Beiträge von Beschäftigung, Kapitalstock und technischem Fortschritt am Wachstum 

Die Quellen des Wachstums (1960 - 1989) 
Beiträge der Produktionsfaktoren in Prozent
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Quelle: OECD (1994), Economic Studies, 22, S. 125. 
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4.3.  Welche Initiativen gibt es von Seiten der EU und in Österreich, die 

Bildungsinvestitionen zu erhöhen? 

4.3.1. Investition in Humanressourcen durch Umsetzu ng der Lissabonner 

Strategie 

„Die Menschen sind Europas wichtigstes Gut und müssen im Zentrum der Politik der 

Union stehen.“17 

Inhalte und Zielsetzungen der Lissabonner Strategie (2000) 

Claim: Europa bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten 

wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen, der fähig ist, ein dauerhaftes 

Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren 

sozialen Zusammenhalt zu erzielen.18 

Um dieser Herausforderung zu begegnen, vereinbarten die Staats- und Regierungschefs einige 

konkrete gemeinsame Ziele für die Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung in 

Europa, die auf dem Leitgedanken des lebenslangen Lernens basieren und mit denen 

Folgendes bewirkt werden soll: 

· �höhere Qualität und verbesserte Wirksamkeit der Systeme der allgemeinen und  

beruflichen Bildung in der Europäischen Union 

· �leichterer Zugang zu den Systemen der allgemeinen und beruflichen Bildung für alle 

· �Öffnung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung gegenüber der Welt 

                                                
17 Europäischer Rat (Lissabon): Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Punkt 24. 
18 Mitteilungsblatt der Europäischen Union, Aktenzeichen KOM(2002) 340 vom März 2002 
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4.3.1.1.1. Koordinierungsmethoden auf dem Gebiet de r allgemeinen und 

beruflichen Bildung  

Im von der Kommission und dem Rat verabschiedeten detaillierten gemeinsamen 

Arbeitsprogramm zur Umsetzung der Ziele der Systeme der allgemeinen und beruflichen 

Bildung wird dargelegt, wie die offenen Koordinierungsmethode angewandt werden soll: 

Zum Einsatz kommen sollen  

· Fortschrittsindikatoren,  

· Benchmarks zur Festlegung konkreter Zielsetzungen,  

· Erfahrungsaustausch sowie  

· Peer-Reviews zur Verbreitung bewährter Praktiken.  

 

Die Fortschritte werden mittels gemeinsam vereinbarter Indikatoren überprüft, und zwar 

jeweils anhand  

· des Durchschnitts der 15 EU-Mitgliedstaaten und  

· der drei Mitgliedstaaten mit der besten Leistung.19  

4.3.1.1.2. Investitionen in die allgemeine und beru fliche Bildung 

Im Sinne der Kommission werden in Ihren Mitteilungen „Benchmarks“ als konkrete 

Zielvorgaben bezeichnet. Die Benchmarks verteilen sich auf sechs Bereiche: 

· Investitionen in die allgemeine und berufliche Bildung 

· Schulabbrecher  

· Hochschulabsolventen in den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften und 

Technik 

· Personen mit Abschluss der Sekundarstufe II 

· Schlüsselkompetenzen 

· lebenslanges Lernen 

                                                
19 Mitteilung der Kommission, „Einen europäischen Raum des lebenslangen Lernens schaffen“, Aktenzeichen 

KOM(2001) 678 endg. vom Mai 2001 
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4.3.1.2. Benchmarks des Europarats  

Gemäß Artikel 149 und 150 EG-Vertrag tragen die Mitgliedstaaten die volle Verantwortung 

für die Lehrinhalte und die Gestaltung ihrer Bildungssysteme. Entsprechend ist es vor allem 

Sache der Mitgliedstaaten, Maßnahmen zur Umsetzung der Schlussfolgerungen von Lissabon 

zu ergreifen. Aus diesem Grund ersuchte20 die Kommission den Rat, die folgenden, 

grundlegenden europa-weiten Benchmarks aufzunehmen: 

· Bis 2010 sollten alle Mitgliedstaaten den Anteil der Schulabbrecher entsprechend der 

Zahl aus dem Jahr 2000 mindestens halbieren, so dass ein EU-Durchschnitt von 

höchstens 10% erreicht wird, 

· Bis 2010 haben alle Mitgliedstaaten das Ungleichgewicht zwischen den Geschlechtern 

bei den Hochschulabsolventen in den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften 

und Technik mindestens halbiert, während sie gleichzeitig, im Vergleich zum Jahr 

2000, einen allgemein bedeutenden Anstieg der Gesamtzahl von 

Hochschulabsolventen sicherstellen. 

· Bis 2010 sollten die Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass der Anteil der 25- bis 64-

Jährigen, die zumindest die Sekundarstufe II abgeschlossen haben, im EU 

Durchschnitt wenigstens 80 %erreicht. 

·  Bis 2010 ist der Prozentsatz der 15-Jährigen, die im Bereich von Lesekompetenz, 

mathematischer Grundbildung und naturwissenschaftlicher Grundbildung schlechte 

Leistungen erzielen, in jedemMitgliedstaat im Vergleich zum Jahr 2000 mindestens zu 

halbieren. 

· Bis 2010 sollten sich im EU-Durchschnitt mindestens 15 %der Erwachsenen im 

erwerbsfähigen Alter (Altersgruppe 25-64 Jahre) am lebenslangen Lernen beteiligen; 

in keinem Land soll die Quote unter 10 %liegen. 

Darüber hinaus ersucht die Kommission alle Mitgliedstaaten, weiterhin zur Erreichung des 

Ziels von Lissabon, die Humankapitalinvestitionen pro Kopf jährlich erheblich zu steigern, 

beizutragen und diesbezüglich transparente Benchmarks festzulegen, die dem Rat und der 

Kommission, wie im detaillierten Arbeitsprogramm über die Ziele vorgesehen, mitzuteilen 

sind. 

                                                
20 Mitteilung der Kommission, „Die konkreten künftigen Ziele der Bildungssysteme“, KOM(2001) 59 endg. 
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4.3.1.2.1. Dimensionen und konkrete Zielsetzungen i n den sechs 

Bereichen 

Auf Grundlage eines Vorschlags der Kommission21 verabschiedete der Rat im Februar 2001 

einen „Bericht über die konkreten künftigen Ziele der Systeme der allgemeinen und 

beruflichen Bildung22. 

4.3.1.2.1.1. Investitionen in die allgemeine und be rufliche Bildung  

Der Bericht über die konkreten zukünftigen Ziele der Systeme der allgemeinen und 

beruflichen Bildung wurde dem Europäischen Rat auf seiner Tagung im März 2001 in 

Stockholm vorgelegt. Der Bericht sieht die folgenden drei strategischen Ziele für die Systeme 

der allgemeinen und beruflichen Bildung vor: 

· höhere Qualität und verbesserte Wirksamkeit der Systeme der allgemeinen und 

beruflichen Bildung in der Europäischen Union 

· leichterer Zugang zu den Systemen der allgemeinen und beruflichen Bildung 

für alle 

· Öffnung der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung gegenüber der 

Welt 

Ausgehend von diesen drei strategischen Zielen werden im Bericht dreizehn konkrete Ziele 

genannt. Für jedes dieser Ziele wird dargelegt, in welchen Punkten Handlungsbedarf besteht, 

und es werden Indikatoren vorgeschlagen, anhand derer die Umsetzung mittels der „offenen 

Koordinierungsmethode“ kontrolliert werden kann (vgl. oben). Die Bedeutung der Umsetzung 

der Schlussfolgerungen von Lissabon auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen 

Bildung wird außerdem durch Initiativen im Rahmen der beschäftigungspolitischen 

Leitlinien23, der Strategie zur Entwicklung eines europäischen Forschungsraums und der 

Grundzüge der Wirtschaftspolitik unterstrichen 

                                                
21 Mitteilung der Kommission, „Einen europäischen Raum des lebenslangen Lernens schaffen“, KOM(2001) 

678 endg. vom 21.11.2001. 
22 Ratsdokument Nr. 6365/02 vom 14.2.2001. 

 
23 Die europäische Beschäftigungsstrategie enthält eine horizontale Leitlinie zum lebenslangen Lernen 

und spezifische Leitlinien, die sich auf beschäftigungsbezogene Aspekte der allgemeinen und 

beruflichen Bildung konzentrieren. 
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4.3.1.2.1.2. Schulabbrecher 

Eine der konkreten Zielvorgaben lautet, dass die Zahl der 18- bis 24-Jährigen, die lediglich 

über einen Abschluss der Sekundarstufe I verfügen und keine weiterführende Schul- oder 

Berufsausbildung durchlaufen, bis 2010 halbiert werden sollte. 

Um einen gemeinsame europäische Benchmark für frühzeitige Schulabgänger zu erreichen, 

werden Mitgliedstaaten mit niedrigen Leistungswerten weitaus größere Anstrengungen 

unternehmen müssen als andere, damit die gemeinsamen europäischen Benchmarks erreicht 

werden können. Nachfolgende Grafik zeigt Schlüsselindikatoren zur Messung der Fortschritte 

bei den Schulabbrechern (2001) 

 

 

 

Derzeit geht die Tendenz in den Mitgliedstaaten eindeutig in Richtung eines Rückgangs der 

Schulabbrecherquote. Für Spanien, Italien, Griechenland, Frankreich, Belgien und Finnland 

ergibt die Extrapolation der derzeitigen Trends, dass sich der Anteil der Schulabbrecher bis 

2010 mindestens halbieren würde. In Spanien und Italien würde die Quote, die dort in den 

frühen 90er-Jahren noch mehr als 35 % betrug, unter die derzeitigen Werte der drei 

leistungsstärksten Länder absinken (d. h. unter 10 %). 

In anderen Mitgliedstaaten, insbesondere in denjenigen mit den besten Leistungen in diesem 

Bereich (Schweden, Finnland und Österreich), ist der Rückgang weniger eindrucksvoll, da die 

Schulabbrecherquote dort bereits relativ niedrig ist. In Dänemark und den Niederlanden bleibt 

die Schulabbrecherquote stabil, während sie in Schweden sogar leicht ansteigt. In 

Deutschland hat der Anteil der Schulabbrecher erheblich zugenommen, vor allem aufgrund 

eines Wandels der Bevölkerungsstruktur durch die letzte Zuwanderungswelle (ein Großteil 

der hinzugekommenen Migranten ist früh von der Schule abgegangen). 
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Insgesamt geht die Schulabbrecherquote im EU-Durchschnitt zurück; bei konstanten Trends 

bis 2010 würde der Anteil der 18- bis 24-Jährigen, die „früh von der Schule abgehen“, ca. 15 

% erreichen. Dieser Rückgang reicht jedoch nicht aus, um das in den Schlussfolgerungen von 

Lissabon festgeschriebene Ziel zu erreichen, die Anzahl der Schulabbrecher zu halbieren. In 

mehreren Mitgliedstaaten müssen erhebliche Anstrengungen unternommen werden, damit die 

EU diese Zielvorgabe erfüllen kann. 

 

4.3.1.2.1.3. Hochschulabsolventen in technischen/ 

naturwissenschaftlichen Fakultäten  

bis 2010: Beseitigung  des Ungleichgewichts zwischen Geschlechtern 

 

Europa muss mehr tun, um bei Kindern und Jugendlichen Interesse für Naturwissenschaften 

und Mathematik zu wecken, und dafür sorgen, dass diejenigen, die bereits auf den Gebieten 

Naturwissenschaften und Forschung tätig sind, mit ihrer beruflichen Laufbahn, ihren 

Karriereaussichten und ihrer Vergütung zufrieden sind und nicht in andere Bereiche 

abwandern. Kurz- und mittelfristig mehr junge Menschen für ein Studium und eine berufliche 

Laufbahn im wissenschaftlichtechnischen Bereich zu gewinnen und hier auch ein 

ausgewogenes Verhältnis der Geschlechter zu erreichen, sind zwei zentrale Punkte der 

Strategie von Lissabon. Im Vergleich zur USA und zu Japan liegt die Zahl der Absolventen in 

den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften und Technik in der EU bereits 

verhältnismäßig hoch, jedoch weniger, wenn man die verhältnismäßige Bevölkerungsgröße in 

Betracht zieht. 

 

Diese beeindruckende Leistung Europas spiegelt sich jedoch nicht in einer hohen Zahl von 

Naturwissenschaftlern auf dem Arbeitsmarkt wider. Die Gesamtzahl der Absolventen, die in 

Europa als Forscher oder Ingenieure tätig sind, liegt etwa 25 % unter der Zahl in den USA 

aber immer noch 33 % höher als in Japan. Ihre Kompetenzen und Fähigkeiten bringen die 

qualifizierten Hochschulabsolventen zwar in anderen Bereichen des Arbeitsmarkts ein, ihr 

Potenzial für die Forschung wird durch die Wirtschaft jedoch offensichtlich nicht in 

ausreichendem Maße genutzt. Das wird umso wichtiger, je mehr sich die EU der 3%-Marke 

des BIPs für die Forschung nähert. 
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Grafik: Anzahl der Absolventen (ISCED-Bereiche 5 und 6) mathematischer, naturwissenschaftlicher und technischer 

Studiengänge und Anzahl der Forscher und Ingenieure in der EU, den USA und Japan (2001/1999) 

 

Bei der Zahl der Absolventen in den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften und 

Technik pro 1000 Einwohner im Alter von 20 bis 29 Jahren liegt Irland weit vor den anderen 

Ländern (2000 betrug der Wert 23,9) während sich die Zahl in Ländern wie Italien, den 

Niederlanden, Österreich, Portugal und Luxemburg auf weniger als 8 von 1000 beläuft 

(Stand: 2000). Würden sich die derzeitigen Entwicklungstrends auf diesem Gebiet fortsetzen, 

würden die Unterschiede zwischen Ländern fortbestehen oder sich sogar noch verstärken. 

Länder mit einem verhältnismäßig hohen Anteil an Hochschulabsolventen in diesem Bereich, 

beispielsweise Frankreich, Irland, Finnland und das Vereinigte Königreich, würden bei 

konstantem Trend im Jahr 2010 auf mehr als 20 Absolventen naturwissenschaftlicher und 

technischer Studiengänge pro 1000 Einwohner kommen. In anderen Ländern, in denen der 

Wert derzeit weniger als 10 beträgt, bliebt der Anteil in den letzten zehn Jahren sehr stabil; 

dies gilt für Deutschland und die Niederlande. In Dänemark ist die relative Zahl der 

Absolventen mathematischer, naturwissenschaftlicher und technischer Studiengänge konstant 

gesunken: von fast 10 Anfang der 90er-Jahre auf derzeit 8,2 (1999).  

Hielte diese Tendenz an, käme Dänemark im Jahr 2010 auf weniger als 5 Absolventen 

mathematischer, naturwissenschaftlicher und technischer Fächer pro 1000 Einwohner. Die 

Daten aus den Jahren 1998 und 1999 lassen jedoch eine Stabilisierung bei etwas mehr als 8 

pro 1000 erkennen. In Spanien, Portugal, Österreich, Italien und Schweden ist die relative 

Anzahl der Absolventen in den Bereichen Mathematik, Naturwissenschaften und Technik 

erheblich angestiegen. 



UE 267.054 Ökonomische Infrastrukturplanung  Seite 28 von 64 

WS 04/05 – Gruppe 9B – Betreuer: Dr. Wieser  07.01.2005 

_________________________________________________________________________________________________________________ 

Grafik:Anstieg der Zahl der Hochschulabsolventen in den Bereichen Mathematik, 

Naturwissenschaften und Technik zwischen 1993 und 2000 (Zahlen gerundet) 

 

4.3.1.2.1.4. Personen mit Abschluss der Sekundarstu fe II 

In den letzten Jahren haben viele Mitgliedstaaten umfassende Aktionspläne und Reformen auf 

den Weg gebracht, um die Zahl der Schüler zu erhöhen, die die technischen, fachbezogenen 

und allgemeinen Züge der Sekundarstufe II besuchen. In vielen Mitgliedstaaten wurden 

nationale Benchmarks für diesen Bereich erörtert und festgelegt. Die Zahl der Schüler, die die 

Sekundarstufe II abschließen, ist in den meisten Mitgliedstaaten kontinuierlich angestiegen. 

Der Durchschnittsanteil in der EU ist von etwa 50 % der Bevölkerung Anfang der 90er-Jahre 

auf etwa 66 % im Jahr 2000 angestiegen. 

 

Grafik: Schlüsselindikator zur Messung der Fortschritte beim Anteil der Personen, die die 

Sekundarstufe II abgeschlossen haben, an der Gesamtbevölkerung (2001) 

 

 

Diese Entwicklungen haben natürlich tief greifende Auswirkungen auf den Anteil der 

Personen, die mindestens über einen Abschluss der Sekundarstufe II verfügen, an der 

Gesamtbevölkerung. Wenn sich der derzeitige Trend fortsetzt, würde der durchschnittliche 

Anteil der Erwachsenen (25-64 Jahre), die mindestens die Sekundarstufe II abgeschlossen 

haben, bis 2010 auf 80 % ansteigen. Die drei leistungsstärksten Länder Deutschland, 

Dänemark und Schweden würden im Jahr 2010 bei konstantem Trend fast 90 % erreichen. 

Um die Ziele von Lissabon für den wissensbasierten Wirtschaftsraum und die 

Wissensgesellschaft zu erreichen ist es unerlässlich, das allgemeine Bildungsniveau der 
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Bevölkerung und auf dem Arbeitsmarkt in diesem Maße zu steigern und zugleich eine hohe 

Qualität der Bildung zu gewährleisten. Die Erhöhung der Anteils der Personen mit Abschluss 

der Sekundarstufe II sollte mit einer fortlaufenden Verbesserung der Bildungsqualität 

einhergehen.  

4.3.1.2.1.5. Schlüsselkompetenzen 

Die Schlüsselkompetenzen bilden einen Komplex von Kenntnissen, Fertigkeiten und 

Einstellungen, die alle Menschen für Beschäftigung, Eingliederung, späteres Lernen wie auch 

persönliche Entfaltung und Entwicklung benötigen. Diese Kompetenzen sollten bis Ende der 

Pflichtschulzeit erworben werden. Sie sind Voraussetzung für die Beteiligung am 

lebenslangen Lernen. Tatsächlich zeigt die Forschung, dass die Beteiligung am lebenslangen 

Lernen eng mit der erfolgreichen Teilnahme an vorherigen Bildungsmaßnahmen verknüpft 

ist. 

Die grundlegende Rolle der Schlüsselkompetenzen in unseren Gesellschaften wurde im 

detaillierten Arbeitsprogramm dargelegt, dem zufolge Schlüsselkompetenzen die folgenden 

Hauptbereiche umfassen: Rechnen, Schreiben und Lesen (grundlegende Fertigkeiten); 

grundlegende Kompetenzen in Mathematik, Naturwissenschaften und Technologie; 

Fremdsprachen; IKT-Fertigkeiten und Nutzung der Technologie; „Lernen, wie man lernt“; 

soziale Fertigkeiten; Unternehmergeist; und Allgemeinwissen. 

 

Grafik: Schlüsselindikator zur Messung der Fortschritte bei den Schlüsselkompetenzen 

 

 

Überzeugende politische Aussagen sind möglich, wenn die in den drei Bereichen schlecht 

abschneidenden Schüler und Schülerinnen wie im Folgenden dargelegt erfasst werden. Die 

PISA-Studie untergliedert beispielsweise die Leseleistungen in fünf Kompetenzstufen. Jeder 

Stufe sind bestimmte Aufgaben zugeordnet, von denen erwartet wird, dass sie die 

betreffenden Schüler und Schülerinnen lösen können. So sollen die Schüler und Schülerinnen, 
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die die höchste Kompetenzstufe (5) erreicht haben, in der Lage sein, „anspruchsvolle 

Leseaufgaben zu lösen, d. h. mit Informationen umzugehen, die in ungewohnten Texten nur 

schwer zu finden sind“, oder „einen Text kritisch zu bewerten und Hypothesen aufzustellen“. 

Auf der untersten Kompetenzstufe (1) können Schüler und Schülerinnen „nur die einfachsten 

der für PISA ausgearbeiteten Leseaufgaben lösen, z. B. eine Einzelinformation finden, das 

Hauptthema eines Textes erkennen oder eine einfache Verbindung zu Alltagskenntnissen 

ziehen“. 

Wie aus der Analyse der PISA-Ergebnisse hervorgeht, erreicht eine bestimmte Anzahl von 

Schülern und Schülerinnen nicht einmal die unterste Kompetenzstufe (1). Obwohl eine 

Leistung, die dieser Stufe entspricht oder darunter liegt, nicht mit Analphabetismus 

gleichgesetzt werden darf, kann man davon ausgehen, dass die Schüler und Schülerinnen 

dieser Leistungsstufe beim Umgang mit schriftlichen Informationen auf ernste 

Schwierigkeiten stoßen; dies gilt insbesondere für alle Lernprozesse, die auf schriftlichem 

Material basieren. 

Um die gemeinsamen europäischen Benchmarks im Bereich von Schlüsselkompetenzen zu 

erreichen, hat die Kommission folgenden den Rat erbeten seine Mitgliedsstaaten anzuweisen, 

bis 2010 den Prozentsatz der 15-Jährigen, die im Bereich von Lesekompetenz, 

mathematischer Grundbildung und naturwissenschaftlicher Grundbildung schlechte 

Leistungen erzielen, in jedem Mitgliedstaat im Vergleich zum Jahr 2000 mindestens zu 

halbieren. 

4.3.1.2.1.6. „lebenslanges Lernen“ – Erwachsenenbil dung 

In der endgültigen Fassung ihrer Mitteilung „Einen europäischen Raum des lebenslangen 

Lernens schaffen“ definierte die Kommission lebenslanges Lernen als „alles Lernen während 

des gesamten Lebens, das der Verbesserung von Wissen, Qualifikationen und Kompetenzen 

dient und im Rahmen einer persönlichen, bürgergesellschaftlichen, sozialen bzw. 

beschäftigungsbezogenen Perspektive erfolgt“.24 

                                                
24 Mitteilung der Kommission, Einen europäischen Raum des lebenslangen Lernens schaffen, 

KOM(2001) 678 endg. vom 21.11.2001. 
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Grafik: Schlüsselindikator zur Messung der Fortschritte bei der Beteiligung am lebenslangen Lernen (2001) 

 

 

Lebenslanges Lernen ist nicht nur ein Konzept, das der europäischen Zusammenarbeit in der 

Bildungs- und Berufsbildungspolitik zugrunde liegt, sondern in erster Linie eine 

Notwendigkeit für alle Bürger in einer Wissensgesellschaft. Sie müssen ihre Kenntnisse, 

Kompetenzen und Fertigkeiten während des gesamten Lebens auf dem Laufenden halten und 

vervollständigen, um so ihre persönliche Entwicklung zu optimieren und ihre Stellung auf 

dem Arbeitsmarkt zu sichern und zu verbessern. Erwachsenenbildung und Indikatoren zur 

Messung der Kompetenzen von Erwachsenen werden hier eine strategische Rolle spielen. Zur 

Messung der Fortschritte in Richtung auf eine Wissensgesellschaft mit sehr hoher Beteiligung 

an allgemeiner Bildung und Berufsbildung hat die Kommission Daten über den Anteil der 

Bevölkerung im Alter von 25 bis 64 Jahren analysiert, der in den vier Wochen vor der 

Erhebung an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen teilgenommen hat. 

 

Der EU-15-Prozentsatz beträgt im Durchschnitt etwa 8,4 % (2001), allerdings bestehen sehr 

große Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern. Daraus folgt, dass im Zeitraum eines 

Monats jeweils acht bis neun von 100 Menschen an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 

teilgenommen haben. Die drei Länder mit den besten Ergebnissen sind das Vereinigte 

Königreich, Schweden und Dänemark27, dicht gefolgt von Finnland und den Niederlanden. 

Der Durchschnittswert dieser drei Länder beträgt über 20 % (2001). 
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4.3.2. Umsetzung oben gennanter Richtlinien in Euro pa 

4.3.2.1. Vorschläge der EU-Kommission -  Entscheidu ngsunterstützung 

durch „offene Koordinierungsmethoden“ 

Die offene Koordinierungsmethode auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung 

soll als Instrument für die Entwicklung einer kohärenten und umfassenden Strategie für die 

allgemeine und berufliche Bildung im Rahmen der Artikel 149 und 150 des Vertrags 

angewandt werden. Die Methode wird beschrieben als Instrument „für die Verbreitung der 

bewährten Praktiken und die Herstellung einer größeren Konvergenz in Bezug auf die 

wichtigsten Ziele der EU“. 

 

Den Schlussfolgerungen des Rates von Lissabon zufolge basiert die Methode auf einem 

„gänzlich dezentralen Ansatz“, der „unterschiedliche Formen vonPartnerschaften“ 

beinhaltet, und sie soll „den Mitgliedstaaten eine Hilfe bei der schrittweisen Entwicklung 

ihrer eigenen Politiken sein“25. 

 

Zu den Instrumenten der offenen Koordinierungsmethode zählen beispielsweise die oben 

angesprochenen Indikatoren und Benchmarks, Erfahrungsaustausch, Peer-Reviews und die 

Verbreitung bewährter Praktiken. 

                                                
25 Detailliertes Arbeitsprogramm zur Umsetzung der Ziele der Systeme der allgemeinen und beruflichen 

Bildung in Europa (2002/C 142/01). 
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Im detaillierten Arbeitsprogramm zur Umsetzung der Ziele der Systeme der allgemeinen und 

beruflichen Bildung in Europa werden bestehende Indikatoren genutzt. Zur Beurteilung der 

Fortschritte wird das folgende Standardschema verwendet: 

 

 
Grafik: Für die Beobachtung- der Fortschritte auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung im Rahmen 

der offenen Koordinierungsmethode anzuwendendes Schema 

Quelle: Eurostat Bildungsstatistik 

 

4.3.2.2. Die konkrete Umsetzung der Mitgliedsstaate n in Zahlen 

In den meisten OECD-Ländern stiegen die öffentlichen Bildungsausgaben zwischen 1995 und 

1999 um mehr als 5 %, und der Anteil an den öffentlichen Haushalten erhöhte sich im selben 

Zeitraum von 12,0 auf 12,7 %. In der Europäischen Union entfallen etwa 11,2 % der 

öffentlichen Ausgaben auf die Bildung (1999)26. In Dänemark stieg der Anteil der 

Bildungsausgaben an den gesamten öffentlichen Ausgaben von 13,1 % (1995) auf 14,9 % 

(1999), in Schweden von 11,6 % auf 13,6 % und in den Niederlanden von 9,1 % auf 10,4 % 

In Griechenland, Irland und Portugal machte dieser Zuwachs sogar mehr als 15 % aus. 

Allerdings nahm das Nationaleinkommen vom BIP her gesehen in dieser Zeit sogar noch 

stärker zu27. 

 

Dieser Indikator vermittelt allerdings ein unvollständiges Bild, da die privaten Investitionen 

nicht erfasst werden, d. h. die Ausgaben der Unternehmen (z. B. für die betriebliche Aus- und 

Weiterbildung) und der Haushalte, die eine zentrale Bedeutung für die Entwicklung der 

Humanressourcen haben. Private Investitionen decken einen verschieden großen Anteil der 

Gesamtinvestitionen in die Bildung ab: sie reichen von weniger als 10% (P, S, DK, Aus, F, 

NL, IRL) bis zu 22% (D) der Gesamtausgaben für allgemeine und berufliche Bildung in den 

Mitgliedstaaten (1999, alle Bildungszweige). 

                                                
26 Europäische Kommission (2002), Schlüsselzahlen zum Bildungswesen in Europa 2002, Eurydice und 

Eurostat, Luxemburg. 
27 OECD (2002) Education at a Glance, Paris. 
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Angesichts des erheblichen demografischen Wandels in vielen Mitgliedstaaten ist ein Blick 

auf die Entwicklung der „Ausgaben pro Schüler/Student“ besonders aufschlussreich. Es lässt 

sich feststellen, dass die Ausgaben pro Schüler (tertiärer Bereich der allgemeinen und 

beruflichen Bildung ausgenommen) zwischen 1995 und 1999 beispielsweise in Griechenland, 

Portugal und Spanien um mehr als 20 % zugenommen haben, während die Gesamtausgaben 

für den Tertiärbereich in der Bildung pro Schüler (durchschnittlich 35 % entfallen auf 

Investitionen in die Forschung) im selben Zeitraum zum Beispiel in Irland, Griechenland und 

Spanien um 20 % angestiegen sind. 

Die oben angeführten Anzeichen scheinen mit den Zielen des Europäischen Rates 

übereinzustimmen, eine detailliertere Analyse der Ausgabentrends in Prozent des BIP führt 

aber zu einer vorsichtigeren Beurteilung. Obwohl die angeführten Daten für die letzten Jahre 

nicht vollständig sind, zeigen sie bis 1999 durchschnittlich eine leichte Abnahme des relativen 

Anteils der öffentlichen Bildungsausgaben in Prozent des BIP. Würde sich die derzeitig 

fallende Tendenz in den kommenden Jahren fortsetzen, läge der EU-15-Durchschnitt im Jahr 

2010 bei etwa 4,0 % des BIP, während die heutigen 5,0 % dem derzeitigen Anteil in den USA 

entsprechen und über dem derzeitigen Anteil in Japan (3,5 %) liegen. 

 

Die drei leistungsstärksten Mitgliedstaaten in Bezug auf diesen Indikator sind die 

skandinavischen Länder Schweden, Dänemark und Finnland, wo der Anteil der öffentlichen 

Ausgaben für die allgemeine und berufliche Bildung mehr als 6% des BIP beträgt. Schweden 

und Finnland können eine steigende Tendenz vorweisen; würde sie bis 2010 anhalten, 

betrügen die öffentlichen Bildungsausgaben dann 9 % des BIP. In Finnland ist die Tendenz 

dagegen rückläufig. 

 

 
   Grafik: Schlüsselindikator zur Messung der Fortschritte bei öffentlichen Ausgaben für Bildung in Prozent des BIP (1999). 
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4.3.3. Umsetzung oben genannter Richtlinien in Öste rreich 

4.3.3.1. Status Quo, exemplarisch OECD-Ländergutach ten „Educatation 

at a Glance 2004“ unter besonderer Berücksichigung Österreichs  

Aus dem aktuellen OECD-Ländervergleich „Education at a Glance 2004“ geht hervor, dass 

die Bevölkerung Österreichs ein hohes Bildungsniveau aufweist. Die Zahl der Personen, die 

mindestens eine weiterführende Ausbildung (Sekundarstufe) abgeschlossen haben, ist in 

Österreich überdurchschnittlich hoch. Beim Anteil derjeniger, die eine Schule mit beruflicher 

Orientierung besucht haben, liegen wir im Vergleich der EU 15 an erster Stelle. Die Zahl der 

Jugendlichen, die weder in Ausbildung noch in Beschäftigung ist, liegt hingegen deutlich 

unter dem OECD-Schnitt.  

 

Mit einem Anteil von 78% an der Wohnbevölkerung (25-64-jährige), der einen 

Sekundarabschluss oder einen höheren Abschluss erreicht hat, liegt Österreich deutlich über 

dem OECD-Schnitt von 65% und an 4. Stelle im Vergleich der EU-15. Dieser Wert wird sich 

in den nächsten Jahre voraussichtlich weiter steigern, denn bei den 22-Jährigen hat Österreich 

mit 86,5% bereits den EU-Zielwert für 2010 überschritten und liegt an 3. Stelle im EU-

Vergleich und damit deutlich vor Deutschland (8. Stelle).  

 

Anteil von Personen  mit Sekundarschulabschluss 

Definition: Anteil an 25-64-jähriger Wohnbevölkerung 

Rang Österreichs innerhalb 
Österr. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

78% 65% 11.von 30 4. von 15 6. von 19 

Quelle: OECD-Ländergutachten 2004 

 

Klar aufgezeigt wird in der OECD-Studie der Erfolg des dualen Bildungssystems und der 

beruflichen Bildung in Österreich. Der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die eine 

weiterführende Schule mit beruflicher Orientierung besucht, ist mit 79% der höchste im EU-

15 Vergleich (OECD-Schnitt: 49,5%).  
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4.3.3.1.1. Übersicht aktueller Investitionen im Bil dungsbereich und 

Ranking im internationalen Vergleich    

Auf hohem Niveau liegen die Mittel, die in Österreich in Bildung investiert werden. Im Anteil 

am BIP 2001 (5,8%) war eine leichte Steigerung im Vergleich zu 2000 (5,7%) zu 

verzeichnen. In der Unterstufe liegt Österreich bei den absoluten Zahlen im Vergleich der 

EU-25 auf Platz 2, in der Oberstufe auf Platz 3 in der Volksschule auf Platz 4 und bei den 

tertiären Bildungseinrichtungen auf Platz 5 bei den jährlichen Ausgaben pro Schüler bzw. 

Studierendem. Damit liegt Österreich bei den Bildungsinvestitionen klar vor Staaten wie 

Deutschland oder Finnland.  

 

Jährliche Ausgaben je Schüler/in bzw. Studierende/n  

Definition: Öffentliche (Bund, Länder, Gemeinden) und private Ausgaben für Bildungseinrichtungen je 

Schüler/in bzw. Studierende/n in US $, kaufkraftbereinigt  

Rang Österreichs innerhalb 
 Österr. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

Primarschulbereich 6.571 $ 4.850 7. von 27 4. von 15 4. von 18 

Sekundarstufe I 8.316 $ 5.787 4. von 21 2. von 10 2. von 13 

Sekundarstufe II 8.852 $ 6.752 6. von 22 3. von 10 3. von 14 

Sekundarschulbereich gesamt 8.562 $ 6.510 5. von 26 2. von 15 2. von 18 

Tertiärbereich 11.274 $ 10.052 9. von 26 5. von 14 5. von 18 

 

Berufsorientierung des Bildungssystems – Sekundarstufe II  

Definition: Anteil jener Schüler/innen der Sekundarstufe II, die eine Schule mit beruflicher Orientierung 

besuchen  

(in Österreich hs. BHS, BMS, Lehre) 

Rang Österreichs innerhalb 
Österr. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

79,0% 49,5 2. von 29 1. von 15 2. von 19 

Vergleichsländer:  

Höchste Werte:  Tschechien (80,4), Österreich (79,0), Slowakei (76,4), Vereinigtes Königreich 

(72,1);  

niedrigste Werte: USA, Neuseeland (jeweils 0%), Mexico (11,4), Irland (27,3) 
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Im Gegensatz zur Ausgabe aus dem Jahr 2003 zeigt der diesjährige OECD-Länderbericht, 

dass der Anteil der jungen Menschen ohne Beschäftigungs- und Arbeitsverhältnis in allen 

Altersklassen deutlich unter dem OECD-Schnitt liegt. Die im vergangenen Jahr dargestellten 

unrichtigen Werte wurden im Nachhinein nach einer kritischen Prüfung korrigiert. Die heuer 

publizierten Werte zeigen ein weit besseres Bild. 

 

Jugendliche und junge Erwachsene, die weder beschäftigt sind  noch sich in Ausbildung 

befinden  

Definition: Junge Menschen, die weder beschäftigt sind noch sich in Ausbildung befinden (Arbeitslose + nicht 

im Arbeitsmarkt Befindliche) als Anteil an der entsprechenden Altersgruppe  

Rang Österreichs innerhalb 
 Österr. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

Altersgruppe 15 – 19 Jahre 6,3% 7,8 13. von 26 9. von 15 11. von 19 

Altersgruppe 20 – 24 Jahre 11,7% 16,6 9. von 27 6. von 15 6. von 19 

Altersgruppe 25 – 29 Jahre 12,4% 18,6 7. von 27 5. von 15 5. von 19 

Vergleichsländer, Altersgruppe 15-19 Jahre: 

Beste Werte: Dänemark (2,4%), Luxemburg (3,0%), Polen (3,1%), Norwegen (3,2%); 

schlechteste Werte: Türkei (32,8%), Mexico (17,5%), Slowakei (15,6%), Finnland (14,8%) 

4.3.3.1.2. Handlungsbedarf auf den Gebieten …  

 

Erhöhung der Akademikerquote 

 

Obwohl die Akademikerquote (Anteil an 25-64-jähriger Wohnbevölkerung mit 

Tertiärabschluss) von rund 7% im Jahr 1991 auf 14% im Jahr 2002 stieg, das entspricht einer 

Steigerung um 116%, ist die im internationalen Vergleich traditionell niedrige 

Akademikerquote einerseits durch das breite berufsbildende Angebot im Sekundarbereich, 

sowie durch vorwiegend noch lange Studiengänge (Diplomstudien) im universitären System 

bedingt. Die Umstellung auf das dreigliedrige Studiensystem im Rahmen des Bologna-

Prozesses (aktuell werden bereits mehr als 20% des Studienangebots in Form von 

Bakkalaureats- und Magisterstudien angeboten), die Steigerung bei den Absolventenzahlen 

seit den letzten Jahren sowie der Ausbau des Fachhochschulsektors werden längerfristig zu 

einer Angleichung der Quote führen.  

Im Jahr 2002/03 gab so viele Absolvent/innen wie noch niemals zuvor. Zudem werden bei der 

Akademikerquote die Zahl der Uni-Absolventen an der inländischen Erwerbsbevölkerung 



UE 267.054 Ökonomische Infrastrukturplanung  Seite 38 von 64 

WS 04/05 – Gruppe 9B – Betreuer: Dr. Wieser  07.01.2005 

_________________________________________________________________________________________________________________ 

verglichen: Da sehr viele Absolventen aber ins Ausland wechseln und dann dort arbeiten, 

werden diese nicht mitgezählt. 

 

Anteil von Personen mit tertiärem Bildungsabschluss 

Definition: Anteil an 25-64-jähriger Wohnbevölkerung; 

Absolventen von Universitäten, Fachhochschulen und hochschulverwandten Bildungseinrichtungen (Kollegs, 

Akademien, Meister- und Werkmeisterausbildungen)  = erweiterte Akademikerquote 

Rang Österreichs innerhalb 
Österr. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

14% 23% 22.von 30 13.von 15 13. von 19 

Werte von Vergleichsländern:  

Kanada 43%, Deutschland 23%, Finnland 33%,  Schweiz 25%,  Niederlande 24% 

 

Studierendenzahlen - gesamt (o. und ao. Stud.)
WS 

2001/02
WS 

2002/03
WS 

2003/04

absolut relativ absolut relativ

Univ. 197.625 199.450 205.956 6.506    3,3% 8.331    4,2%
FH 14.338   17.409   20.591   3.182    18,3% 6.253    43,6%

gesamt 211.963 216.859 226.547 9.688 4,5% 14.584  6,9%

Studienanfängerinnen und Studienanfänger (o. und ao . Stud.)

WS 
2001/02

WS 
2002/03

WS 
2003/04

absolut relativ absolut relativ

Univ. 26.850   29.900   31.950   2.050    6,9% 5.100    19,0%
FH 5.323     6.378     7.123     745       11,7% 1.800    33,8%

gesamt 32.173   36.278   39.073   2.795 7,7% 6.900    21,4%

Absolventenzahlen

StJ
2001/02

StJ
2002/03

absolut relativ

Univ. 16.863   18.294   1.431     8,5%
FH 2.376     2.658     282        11,9%

gesamt 19.239   20.952   1.713 8,9%

Veränd. 
2001/02 auf '02/3

Veränd. 
2002/03 auf '03/04

Veränd. 
2001/02 auf '03/04

Veränd. 
2002/03 auf '03/04

Veränd. 
2001/02 auf '03/04
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aktuelle Zahlen zur Bildungsfinanzierung Österreichs im internationalen Vergleich: 

 

Jährliche Ausgaben je Schüler/in bzw. Studierende/n 

Definition: Öffentliche (Bund, Länder, Gemeinden) und private Ausgaben für Bildungseinrichtungen je 

Schüler/in bzw. Studierende/n in US $, kaufkraftbereinigt  

Rang Österreichs innerhalb 
Österreich Österr. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

Primarschulbereich 6.571 $ 4.850 7. von 27 4. von 15 4. von 18 

Sekundarstufe I 8.316 $ 5.787 4. von 21 2. von 10 2. von 13 

Sekundarstufe II 8.852 $ 6.752 6. von 22 3. von 10 3. von 14 

Sekundarschulbereich gesamt 8.562 $ 6.510 5. von 26 2. von 15 2. von 18 

Tertiärbereich 11.274 $ 10.052 9. von 26 5. von 14 5. von 18 

Rang Deutschlands innerhalb 
Deutschland Deutschl. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

Primarschulbereich 4.237 4.850 17. von 27 11. von 15 11. von 18 

Sekundarstufe I 5.366 5.787 15. von 21 9. von 10 9. von 13 

Sekundarstufe II 9.223 6.752 4. von 22 1. von 10 1. von 14 

Sekundarschulbereich gesamt 6.620 6.510 12. von 26 7. von 15 7. von 18 

Tertiärbereich 10.504 10.052 13. von 26 8. von 14 8. von 18 

Rang der Schweiz innerhalb 
Schweiz Schweiz 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

Primarschulbereich 6.889 4.850 5. von 27   

Sekundarstufe I 8.219 5.787 5. von 21   

Sekundarstufe II 13.701 6.752 1. von 22   

Sekundarschulbereich gesamt 10.916 6.510 2. von 26   

Tertiärbereich 20.230 10.052 2. von 26   

Rang Finnlands innerhalb 
Finnland Finnl. 

OECD- 

Schnitt OECD EU 15 EU 25 

Primarschulbereich 4.708 4.850 15. von 27 9. von 15 9. von 18 

Sekundarstufe I 7.496 5.787 7. von 21 4. von 10 4. von 13 

Sekundarstufe II 5.938 6.752 14. von 22 8. von 10 8. von 14 

Sekundarschulbereich gesamt 6.537 6.510 13. von 26 8. von 15 8. von 18 

Tertiärbereich 10.981 10.052 11. von 26 6. von 14 6. von 18 

Quelle (wie zuvor): OECD-Indikatoren „EAG 2004“ 
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4.3.3.2. Bildungspolitische Ziele Österreichs 2000- 2006 

Im Aktionsplan28 Österreichs für Beschäftigungs-und Sozialpolitik aus dem Jahr 2000 heißt 

es: 

 

„Die Qualifikation der Arbeitskräfte ist unverändert ein zentraler Faktor für die Qualität von 

Produktion und insbesondere von Dienstleistungen und damit für die Sicherung von 

Unternehmensstandorten. 

In Fortsetzung der bisherigen Ziel-4-Maßnahmen soll daher die Qualifizierung von 

Beschäftigten auch in dieser Periode einen Förderschwerpunkt bilden. Angesichts der 

Tatsache, dass vor allem Klein- und Kleinstbetriebe tendenziell über wenig Bildungsplanung 

verfügen, sollen dafür entsprechende Beratungsstrukturen aufgebaut werden“ 

4.3.3.3. Kritische Stellungnahme  

Die Vernetzung der Erstausbildung mit Maßnahmen des Lebensbegleitenden Lernens und die 

Stärkung des Beschäftigungspotentials in Forschung, Wissenschaft und Technologie steht im 

Zentrum von Schwerpunkt 3. Ziel ist dabei ein übergreifendes System von Aus- und 

Weiterbildung, das den schulischen und universitären Bereich mit der fortlaufenden 

Qualifizierung von bereits im Berufsleben Stehenden verknüpft. 

 

Die oben angeführten Daten erlauben es zum derzeitigen Zeitpunkt nicht, eindeutige 

Schlussfolgerungen zu ziehen. In Übereinstimmung mit dem Ziel von Lissabon, „die 

Humankapitalinvestitionen pro Kopf […] von Jahr zu Jahr substanziell zu steigern“, geben sie 

jedoch Grund, Vorsicht walten und der Entwicklung der öffentlichen Ausgaben in Prozent des 

BIP besondere Aufmerksamkeit zukommen zu lassen. 

 

Sinkende öffentliche Ausgaben würden in der Tat darauf hinweisen, dass der öffentliche 

Sektor seine Verantwortung, sich den Herausforderungen der Wissensgesellschaft zu stellen, 

zunehmend den privaten Investoren in die allgemeine und berufliche Bildung (Haushalte und 

Unternehmen) überlässt. Obwohl es klar ist, dass von allen Beteiligten große Anstrengungen 

notwendig sein werden, könnten die rückläufigen öffentlichen Ausgaben das europäische 

Sozialmodell gefährden, das einen gleichberechtigten Zugang zum lebenslangen Lernen für 

alle Bürger und ein Bildungs- und Berufsbildungsangebot von hoher Qualität vorsieht29 
                                                
28 http://europa.eu.int/comm/employment_social/esf2000/ms/a-obj-3-fulldoc-de.pdf 
29 Das Europäische Sozialmodell wird unter Punkt 22 der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von 
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In Hinblick auf den provisorischen und unvollständigen Charakter der verfügbaren Daten 

empfiehlt die Kommission in diesem Bereich keine spezifische Benchmark. Die 

Mitgliedstaaten sollten jedoch ihre Verantwortung anerkennen, dafür zu sorgen, dass die 

Gesamtausgaben sowohl öffentlicher also auch privater Natur für allgemeine und berufliche 

Bildung den Lissabonner Anforderungen entsprechend gerecht werden, und dies auf der 

Grundlage transparenter, öffentlich anerkannter Benchmarks unter gleichzeitiger Einhaltung 

der im Stabilitäts- und Wachstumspakt enthaltenen Anforderungen. 

 

Gleichzeitig unterstreicht die Kommission, dass ein gewisses Maß an Investitionen zwar eine 

notwendige Voraussetzung für erfolgreiches Lernen ist, eine Steigerung der Investitionen in 

die allgemeine und berufliche Bildung jedoch erwiesenermaßen nicht automatisch eine 

Qualitätsverbesserung mit sich bringt. Im Bereich der Pflichtschulbildung macht eine erneute 

Analyse der TIMSS-Daten30 deutlich, dass die teureren Bildungssysteme in Bezug auf die 

Leistung der Schüler nicht unbedingt besser sind als die anderen. Entscheidend ist also, dass 

die Mittel zielgerichtet dort investiert werden, wo sie den besten qualitativen Ertrag liefern. Es 

werden neue Investitionskonzepte benötigt, um sowohl (potenzielle) Lernende als auch 

Lernförderer dabei zu unterstützen, sich die neuen Arten von Wissen und Kompetenzen 

anzueignen, die von der Wissensgesellschaft gefordert werden. Für alle Bürger sollte ein 

breites Spektrum von Lernanreizen entwickelt werden, wobei die Geschlechterdimension  – 

auf dem Arbeitsmarkt und in anderen Bereichen –  besonders zu berücksichtigen ist. 

                                                                                                                                                   

Lissabon folgendermaßen definiert: „Das europäische Sozialmodell stützt sich auf gute 

Wirtschaftsleistungen, ein hohes Sozialschutzniveau, einen hohen Bildungs- und Ausbildungsstand und 

sozialen Dialog.“ 

 
30 TIMMS (Third International Maths and Science Survey); Ludger Wößmann, Schooling Resources, 

Educational Institutions, and Student Performance: The International Evidence, Kieler Arbeitspapier 

Nr. 983, Institut für Weltwirtschaft Kiel, Mai 2000. 
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5. Gesundheit als Wachstumsfaktor 

Vornehmlich muss untersucht werden, ob Gesundheit überhaupt einen Einfluss auf das 

Wirtschaftswachstum haben kann. Da wir selbst wissen, dass wir bessere Leistungen 

erbringen, wenn wir uns gesund fühlen, liegt die Vermutung nahe, dass eine gesunde 

Bevölkerung auch zu besseren Wirtschaftsleistungen fähig ist als eine kränkelnde 

Bevölkerung. Da man aber speziell bei Gesundheit wenig kurzfristige Effekte erzielen kann, 

sind hier detailliertere Überlegungen vonnöten. 

5.1. Gesundheitskapitalstock 

Um die Gesundheit de Bevölkerung hinreichend darstellen zu können, macht es Sinn, den 

Begriff des Gesundheitskapitalstocks einzuführen. 

Im Prinzip kann man Gesundheit als einen Kapitalstock, der genauso gepflegt werden kann 

wie ein monetärer Kapitalstock, mit dem Unterschied, dass zwar Abschreibungen, aber kein 

direkter Handel möglich ist. Das Individuum produziert seine Gesundheit gewissermaßen 

selbst und kann dies durch Nachfrage nach Gesundheitsdienstleistungen fördern. Aber das 

Individuum ist auch externen Einflussfaktoren ausgesetzt. 

Betrachten wir einmal die Fragestellung, inwieweit man als Individuum „seine“ Gesundheit 

selbst produzieren kann. 

Wir alle wissen, dass Sport, gesunde Ernährung und andere positive Lebensgewohnheiten die 

Gesundheit fördern können. Auch die Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen kann auf 

die Gesundheit wirken. Hier muss unterschieden werden. Einige Maßnahmen sind kurativer 

Natur (sie werden nur dann konsumiert, wenn die Gesundheit „bedroht“ ist), einige 

Maßnahmen können als Investition gesehen werden, sie sind sozusagen präventiv. 

Man kann einem gut gespickten Gesundheitskapitalstock natürlich auch entgegenwirken. 

Einerseits wieder durch Lebensgewohnheiten (ungesunde Ernährung, etc...), andererseits aber 

kann der Gesundheitskapitalstock auch durch Krankheiten oder äußere Einflüsse angegriffen 

werden (z.B. Viktor Juschtschenkos Gesundheitskapitalstock). Man kann sogar so weit gehen 

und die generellen Umweltbedingungen als auf den Gesundheitskapitalstock einwirkend 

bezeichnen (auf einer Almhütte atmet man meist gesundere Luft als in Wien auf der 

Südosttangente). 

Grossmann (1972) hat aus diesen Überlegungen ein Modell begründet, welches Gesundheit 

endogen definiert, indem es dieser investive und konsumptive Funktionen zuschreibt. 

Der Gesundheitszustand eines Individuums wird durch ein Konsumgut repräsentiert, das in 

eine Nutzenfunktion eingeht. Investitionen in die eigene Gesundheit führen zu einer 
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Steigerung des Gesundheitskapitalstocks. Dieser wirkt auf die für Aktivitäten verfügbare Zeit 

ein (wenn man sehr krank ist, kann man weniger leisten als wenn man sehr gesund ist). 

Zusammenfassend geht Grossmann davon aus, dass jedes Individuum einen vom Anbeginn 

des Lebens an definierten Gesundheitskapitalstock besitzt , der konstanten Abschreibungen 

unterliegt, aber durch Investitionen erhöht werden kann. Das bedingt natürlich, dass das 

Leben endet, wenn der Gesundheitskapitalstock aufgebraucht ist, sodass dieser unter den 

individuellen Mindestwert sinkt. Somit produziert ein Mensch seine Gesundheit selbst, indem 

er Investitionsentscheidungen in den Gesundheitskapitalstock trifft. 

Das Grossmann Modell hält die Abschreibungsrate, die den Gesundheitskapitalstock jährlich 

vermindert (abhängig z.B. vom Lebensstil, den Umwelteinflüssen oder z.B. dem 

Bildungsniveau), exogen. Durch diese Tatsache sind die Abschreibungen konstant und somit 

kann die Gesundheit nur von den Investitionen direkt beeinflusst werden. 

Die Investitionen werden von Grossmann zeitlich bewertet, d.h. die Zeit, die  für medizinische 

Leistungen aufgewendet wurde. Andere Leistungen (Lebensstil, etc...) wurden schon bei 

Definition der Abschreibungskonstante berücksichtigt und finden hier keine Beachtung mehr. 

Der Bildungskapitalstock determiniert die Investitionen in den Gesundheitskapitalstock (wer 

mehr gebildet ist, schaut i.d. Regel mehr auf sich). 

5.2. Optimaler Gesundheitskapitalstock 

Interessant wird es nun, wenn wir uns überlegen, was die optimale Balance zwischen 

Investitionen und Erträgen im Rahmen des Gesundheitskapitalstockes sein könnte. 

Der optimale Wert für das Individuum ist erreicht, wenn das „auf den Gegenwartswert 

abgezinste Wertgrenzprodukt der Investitionen gleich den abgezinsten Grenzkosten“ ist. 

Kurzum: Wenn mittel- und langfristig der maximale Nutzen bei möglichst geringen 

Investitionen erzielt wird. 

Konkret ausgedrückt gebe ich mein Budget (Arbeitseinkommen plus übrige 

Kapitalausstattung) für die medizinischen Leistungen und für alle anderen Dinge aus, die ich 

konsumiere. 

Auch das Zeitbudget muss optimiert werden: Ein Teil der Zeit wird für Arbeit aufgewendet, 

um das Einkommen zu erzielen. Die übrige Zeit kann zur Produktion von Konsumgütern oder 

für die Inanspruchnahme medizinischer Leistungen genutzt werden. 

Das Optimum ist für Grossmann dann erreicht, wenn die Kosten für den Erhalt der 

Gesundheit gleich dem Nutzen der guten Gesundheit sind. Andernfalls wäre die Investition es 
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nicht wert. Die durch Gesundheitsinvestitionen hinzugewonnene Zeit wird über das zusätzlich 

erzielbare Einkommen bzw. die Höhe des Nutzenzuwachses bewertet. 

5.3. Der Alterungsprozess 

Bisher haben wir die Abschreibungen konstant betrachtet. An sich könnte man aber sagen, 

dass mit zunehmendem Alter die Abschreibung auf den Gesundheitskapitalstock variiert bzw. 

dass dieser i.d. Regel mit schnellerem Tempo aufgezehrt wird. 

Je teurer der Erhalt der Gesundheit wird kann man bis zu einem Punkt, wo der Erhalt der 

Gesundheit trotz hoher Investitionen von Geld und Zeit nicht mehr gewährleistet werden 

kann, leben. Dieses Modell ist nun der Realität wesentlich ähnlicher als das ursprüngliche von 

Grossmann. 

5.4. Kritik am Grossmann Modell 

Das Modell geht von einer vollkommenen Sicherheit aus. Eine Investition in den 

Gesundheitskapitalstock ist z.B. immer effektiv. In der Realität können aber Therapien sehr 

oft keinen Erfolg aufweisen. 

Weiters wird bei Grossmann das Maß an Zeit, das für Gesundheit aufgewendet wird von der 

Produktivität getrennt betrachtet. Spätere Modelle wie z.B. jenes von Muurinen 

berücksichtigen die Tatsache besser, dass eine Erhöhung der in Gesundheit investierten Zeit 

auch die Produktivität erhöht. 

Bildung und Gesundheit sind bei Grossmann nicht besonders eng verschränkt. In der Realität 

zeigt sich aber, dass eine positive Korrelation zwischen Bildung und Gesundheit vorherrscht. 

Grossmann kommt so weit, dass er die Bildung explizit als einen Teil der haushaltlichen 

Produktionsfunktion übernimmt. Muurinen  sieht Bildung allerdings als nicht von der 

Gesundheitsproduktion der Haushalte beschränkt. Muurinen sieht den Humankapitalstock 

eines Individuums nicht nur durch seine Gesundheit, sondern auch durch seine Bildung (seine 

Fähigkeiten, etc...) beschränkt. Des weiteren wird noch externes Kapital (Vermögen) in das 

Modell mit integriert. Die drei Faktoren Gesundheit, Bildung und Kapital werden als 

Substitute angesehen, wobei die Bildung sich nicht nur auf die Produktion von Gütern 

auswirken kann, sondern auch die Wahl der Investitionen in die Gesundheit zielgerichteter 

erfolgen lässt (Lebensstil, Ernährung, Wahl der Heilmethoden). Somit beeinflusst die Bildung 

nicht nur die Produktivität, sondern mindert auch die Abschreibungsrate auf den 

Gesundheitskapitalstock. 

Der vierte und letzte Kritikpunkt betrifft den Preis, den die Zeit bei Grossmann einnimmt. 

Jene Zeit, die neben medizinischen Leistungen für die Investitionen in die Gesundheit 
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aufgewendet wird, wird genau zum Lohnsatz angerechnet. Dies ist aber dann kein Maßstab, 

wenn zum Beispiel die Arbeit neben dem Einkommen auch noch einen zusätzlichen Nutzen 

auf einen der drei Faktoren Gesundheit, Bildung und Kapital hat. Eine solche zusätzliche 

Nutzenstiftung, wie sie zum Beispiel auftritt, wenn man bei der Arbeit etwas lernt und somit 

etwas für seine Bildung tut, wird bei Grossmann nicht berücksichtigt. Außerdem wird der Zeit 

und den medizinischen Leistungen eine ebenbürtige Produktivität zugeschrieben. Dies ist eine 

starke Vereinfachung, weil Fahrt- und Wartezeiten nicht berücksichtigt werden und weil die 

Produktivität des Individuums bei Investitionen in die Gesundheit nicht nur vom Individuum, 

sondern auch vom Anbieter der medizinischen Leistung beeinflusst wird. Zeit sollte ergo als 

indirekter Produktionsfaktor fungieren. 

Muurinen führt weiters auch eine sehr interessante Überlegung zum Grossmann Modell 

betreffend die Korrelation von Bildung und Gesundheit ins Treffen: Eine Steigerung der 

Produktivität der Menschen führt aufgrund der höheren Bildung zu einer Senkung der 

Gesundheitsausgaben. Ein höherer Bildungsstandard wiederum führt zu höheren Investitionen 

in die Gesundheit, weil man den zur höheren Bildung gehörigen höheren Lohnsatz nicht so 

gerne aufs Spiel setzt und versucht ist, diesen nicht durch Krankheit geschmälert zu 

bekommen. 

Ein dänischer Wissenschafter, Wagstaff, untersucht Grossmanns Modell empirisch, mit 

dänischen Daten, wobei er den Gesundheitskapitalstock durch relevante Variablen 

hinreichend zu umschreiben versucht. Er kommt zu dem Schluss, dass offensichtlich der 

effektive und der gewünschte Gesundheitszustand auseinander klaffen, was bei Grossmann 

nicht berücksichtigt wurde. Dies hat aber zur Folge, dass der Effekt des Einkaufes 

medizinischer Leistungen nicht direkt dem Gesundheitskapitalstock zugerechnet werden 

können, weil der Besuch beim Arzt sich ja möglicherweise nicht gleich bemerkbar machen 

wird. Somit kann es passieren, dass eine Investition mit einer weiteren Verschlechterung des 

Gesundheitszustandes einhergeht, was im Grossmann’schen Modell nicht berücksichtigt ist. 

Wagstaff sieht auch noch, dass Gebildete, die aufgrund ihrer höheren Produktivität eigentlich 

weniger medizinische Leistungen und Zeit für einen Zuwachs an Gesundheitskapital brauchen 

sollten als Ungebildete, trotzdem mehr Leistungen nachfragen,  weil sie durchaus die 

Meinung haben, dass die Erhöhung des Gesundheitskapitalstocks mehrerer Leistungen bedarf. 

Dazu ein Beispiel: Ein Ungebildeter wird bei einem Herzleiden bei schweren Beschwerden 

eine Operation über sich ergehen lassen, während ein Gebildeter es vielleicht erst gar nicht so 

weit kommen lässt (Therapie) und sich gleichzeitig beraten lässt (was mit Zeit verbunden ist). 



UE 267.054 Ökonomische Infrastrukturplanung  Seite 46 von 64 

WS 04/05 – Gruppe 9B – Betreuer: Dr. Wieser  07.01.2005 

_________________________________________________________________________________________________________________ 

Der Ungebildete wird nach der Operation ein paar Monate nicht arbeitsfähig sein während der 

Gebildete nie eine Operation brauchen wird. 

Einige weitere Wissenschafter (z.B. Nocera und Zweifel, 1998) kommen zu dem Schluss, 

dass sich auch ein höheres Erwerbseinkommen per se positiv auf den Gesundheitskapitalstock 

auswirkt. Hohe Transfereinkommen haben einen gegenteiligen Effekt. Außerdem lässt sich 

eine Tendenz beobachten, medizinische Leistungen eher in jungen Jahren zu konsumieren, 

was darauf zurückgeführt werden kann, dass diese im Alter teurer werden. 

5.5. Einfluss auf das Wachstum 

Es scheint unbestritten, dass Gesundheit und Bildung gemeinsam und Hand in Hand Einflüsse 

auf das Wirtschaftswachstum zu haben vermögen. In den gegenwärtigen Modellen findet die 

Gesundheit jedoch keine gesonderte Betrachtung, da Gesundheit keinen Veränderungen 

unterliegt, sondern exogen gegeben ist. 

Würde man Gesundheit in eine Modellbildung integrieren wollen, ist die Betrachtung des 

Gesundheitssektors sehr wichtig. Ist doch die Gesundheit selbst in Wechselwirkung mit dem 

Gesundheitssektor. Es muss auch der negative Einfluss des Fortschrittes auf die Gesundheit 

hinreichend berücksichtigt werden (Stress, Leistungsdruck, etc..). 

Wir kommen zu einem Modell von Gesundheitszusammenhängen, die eine 

Dreiecksbeziehung zwischen Produktivität, Bildung und Gesundheit erkennen lässt. Dies wird 

in der Literatur dann als Humankapital verstanden. Es ist gewissermaßen ein „magisches 

Dreieck“. Das Humankapital ist als Produktionsfaktor dann – neben dem Kapital - direkt für 

das BIP Wachstum verantwortlich. 

Äußerlich wirken Innovationen, direkte Investitionen in die Gesundheit und die Nachfrage 

und das Angebot medizinischer Leistungen auf die Gesundheit im magischen Dreieck ein. 

Zusammenfassend beleben Investitionen in die Gesundheit das Wirtschaftswachstum durch 

die Synergieeffekte von Angebot und Nachfrage medizinischer Leistungen und durch die 

Senkung von Produktionsverlusten durch eine Verringerung von krankheitsbedingten 

Ausfällen. Man darf aber auch nicht übersehen, dass bei Investitionen in diesen Sektor im 

gleichen Zuge auch mehr Personen in diesem gebunden sind. 

5.6. Externe Effekte 

Externe Effekte, wie sie z.B. auftreten, wenn verschiedene Individuen sich gegenseitig in 

ihren Handlungen so beeinflussen, dass die optimalen Entscheidungen dadurch beeinflusst 

werden. Beispielsweise hat es positive Effekte, wenn jemand, der sich in ein Gelbfiebergebiet 

begibt, sich impfen lässt, anstatt andere Individuen in ihrer Gesundheit zu beeinflussen. 
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Solche negativen externen Effekte haben oft zur Folge, dass das Individuum, das negativ 

beeinflusst wurde, sich mittels vermehrter medizinischer Leistungen wieder auf das 

gesundheitliche Niveau zu bringen versucht, auf welchem es vor der Beeinflussung durch den 

externen Effekt war. 

Auch wenn die Effekte nicht so drastisch sind, kann eine Krankheit bei einem einzelnen 

Individuum schon einen sehr negativen externen Effekt nach sich ziehen, wenn zum Beispiel 

diese Krankheit zur vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit führt, weil eventuell nicht in 

entsprechender Zeit gleichwertige Arbeitskräfte gefunden werden können. 

Leider ist das Gegenteil, positive externe Effekte, sehr selten anzutreffen, weil das 

Gesundheitswesen selbst oft positive externe Effekte auf die Allgemeinheit nicht besonders 

goutiert, kommt es durch Leistungen mit breiten externen Effekten doch zu einem 

Minderkonsum an medizinischer Leistung durch diejenigen, die positiv beeinflusst werden. 

Man stelle sich Impfstoffe vor, bei denen einer geimpft wird und dieser den Impfstoff wie 

eine Grippe an seine Mitmenschen überträgt. Klar, dass ein solcher Effekt im 

Gesundheitswesen nicht besonders populär wäre. 

Daraus kann man schließen, dass negative externe Effekte durch eine gewissen medizinische 

Grundsicherung möglichst eingedämmt werden sollten, während allzu positive externe 

Effekte nur dann unterstützt werden sollten, wenn diese präventiv wirken können. 

Dies zeigt eine Notwendigkeit für staatliche Eingriffe im Gesundheitswesen, um den 

Gesundheitskapitalstock aller in einem Mindestrahmen zu schützen und seine Erhaltung zu 

fördern. 



UE 267.054 Ökonomische Infrastrukturplanung  Seite 48 von 64 

WS 04/05 – Gruppe 9B – Betreuer: Dr. Wieser  07.01.2005 

_________________________________________________________________________________________________________________ 

 

6. Investitionen in Forschung und Entwicklung gelte n neben den Bildungs-

investitionen als zentrale (moderne) Wachstumsfakto ren in den Industrie-

staaten. Welche Rolle spielt F&E im erweiterten Inn ovationsumfeld? 

„Ein Innovationsumfeld definiert sich als jenen Raum, den die Innovation betritt.“ Sei es der 

regionale oder internationale Markt, das Unternehmen oder lediglich die Bildungs- und 

Forschungsanstalten, die sich der Innovation annehmen und realisieren versuchen.  

 

Das erweiterte Innovationsumfeld  befindet sich somit in den Nachbarräumen des 

Ursprungsraums. In anderen Worten sind es alle indirekten oder passiven Berührungspunkte 

mit der Innovation.  

 

F&E im erweiterten Innovationsumfeld hat die Aufgabe, die Innovationen weiterzuführen und 

zu modifizieren.  

Innovationen weiterzuführen bedeutet, sie im erweiterten Umfeld vorzustellen und 

einzuführen, d.h. sich um ihren effizienten Einsatz zu sorgen.  

Die Modifikation von Innovationen ist im erweiterten Innovationsfeld als Anpassung an die 

regionalen Gegebenheiten zu sehen. Hierunter sind zum Beispiel Differenzierungen nach 

Ländern in Bezug auf nationale Standards und Normen, Sprachregionen und natürlicher 

Umwelt zu verstehen.  

 

Insofern spielt F&E im erweiterten Umfeld eine bedeutende Rolle als Schnittstelle, welche -  

wenn nötig – auch Anpassungen vornimmt.  

6.1. Geht es allein um Investitionen oder auch um d ie Gestaltung der Organisation 

von F&E? 

Die Produktlebenszyklen werden laufend kürzer, der Druck auf Entwicklungszeiten und -

kosten nimmt zu und Entwicklungsprojekte werden auf zunehmend mehr Partner verteilt. 

Ferner bieten die Produkte und deren Herstellung immer weniger Möglichkeiten  

zur Differenzierung, da Forschungsschwerpunkte oft fokussiert und somit unelastisch 

bezüglich kurzfristig erforderlicher Änderungen sind. So wird die optimale Organisation von 

Forschung & Entwicklung (F&E) zu einem der zentralen Wettbewerbsfaktoren, um 

wettbewerbseffizient erwünschte Zielvorgaben zu erreichen.  
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Die unterschiedlichen Gestaltungsrealisierungen und Schwerpunktsetzungen für eine 

geeignete Organisation sind mannigfaltig, befinden sich aber immer im Wechselspiel mit 

Strategie und Tools, wie Abb1. verdeutlicht.  

 

Strategie Organisation & Best 

Practices 

F&E-Tools und Systeme 

· Ausrichtung der F&E- 

Strategie auf die 

Unternehmensstrategie  

· Technologiestrategie  

· Make-or-buy Strategie  

· Innovationsmanagement  

· Portfoliomanagement  

· Sourcing & Entwicklungs-

partnerschaften  

· Business Cases 

 

· Prozessoptimierung auf 

Basis Best-Practice  

· Pipelinemanagement  

· Effizienzsteigerungs- 

programme  

· Performance Measurement 

und Controlling in der 

Produktentstehung  

· Produktgestaltung: 

Modularisierung & 

Standardisierung, Wert- 

analyse, Produkt Klinik, 

Design to-assembly ...  

· Anlaufmanagement 

 

· Einsatz von Projektmanage- 

menttools  

· Nutzungskonzepte für PDM 

/PLM-Systeme  

· Systemauswahl  

· Integration mit ERP  

· Digitale Fabrik  

· E-Design / E-Collaboration 

 

Abb1 Struktur F&E Säulen 

 

Reine Investitionen in F&E ohne Organisationsüberlegungen bzw. einen Überblick über die 

zugrunde liegende spezifische Organisation zu haben, ist riskant, da eine inneffiziente 

Organisation einen maximalen ROI (Return of Investment) behindert.  



UE 267.054 Ökonomische Infrastrukturplanung  Seite 50 von 64 

WS 04/05 – Gruppe 9B – Betreuer: Dr. Wieser  07.01.2005 

_________________________________________________________________________________________________________________ 

 

6.2. Wie hoch ist der geschätzte Beitrag von F&E am  Wachstum? 

Staaten haben verschiedene Möglichkeiten, um ihrer Wirtschaft Impulse zu geben. Laut einer 

neuen Studie lösen Investitionen in Forschung und Entwicklung (F&E) langfristig das höchste 

Wirtschaftswachstum. Kurzfristig bringen Infrastrukturinvestitionen den größten 

Wachstumsimpuls. 

 

Die geringste konjunkturtreibende Wirkung haben vergleichsweise Investitionsförderungen, 

während Bildungsinvestitionen kurzfristig (bezogen auf ein Jahr) nur schwaches 

Wirtschaftswachstum auslösen, das jedoch langfristig stark zunimmt. 

 

Das ergibt eine Studie, die Martin Zagler von der Wirtschaftsuniversität Wien vorgestellt hat. 

Zagler legte der Studie jeweils einprozentige jährliche Ausgabensteigerungen der 

Budgetbereiche Infrastruktur, Bildung, Forschungsförderung und Investitionsförderung 

zugrunde. Überraschendes Ergebnis war, dass die oftmals als Konjunkturanreiz verlangte 

Investitionsförderung vergleichsweise den geringsten Wachstumseffekt hat. 

 

Nach dem ersten Jahr beträgt dieser nur 0,002 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) - bei 

einer jährlichen Steigerung der Förderung um ein Prozent -, nach 10 Jahren 0,016 Prozent und 

nach 25 Jahren 0,042 Prozent.  

 

Jährliche einprozentige Steigerungen bei den Infrastrukturausgaben wirken sich über die drei 

genannten Zeiträume konstant mit 0,323 Prozent BIP-Zuwachs aus. 

 

Die höchsten langfristigen Steigerungen bringen staatliche Investitionen in Bildung sowie 

F&E. Jährlich ein Prozent höhere Bildungsinvestitionen bringen das BIP nach einem Jahr um 

0,024 Prozent nach oben, nach 10 Jahren um 0,266 Prozent und nach 25 Jahren um 0,804 

Prozent.  

 

Den größten Effekt bringt laut der Studie eine Ausweitung der F&E-Ausgaben. Ausgegangen 

von einer jährlichen Steigerungsrate um 1 Prozent beschleunigt sich das BIP nach einem Jahr 

um 0,055 Prozent, nach 10 Jahren um 0,717 Prozent und nach 25 Jahren um 2,865 Prozent. 
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Zagler sprach bei den Bildungs- und Forschungsausgaben von einem "Zinseszinseffekt", 

wenn die staatliche Ausgabenquote in diesen Bereichen kontinuierlich gesteigert werde. Es 

zeige sich, dass Staatsausgaben in den genannten Budgetbereichen auch in einer kleinen, 

offenen Volkswirtschaft wie Österreich, positive Effekte auf das Wirtschaftswachstum hätten. 

Bemerkenswert sei, dass Investitionsförderungen "ökonomisch irrelevant" seien. 

 

Zagler sprach bei den Bildungs- und Forschungsausgaben von einem "Zinseszinseffekt", 

wenn die staatliche Ausgabenquote in diesen Bereichen kontinuierlich gesteigert werde. Es 

zeige sich, dass Staatsausgaben in den genannten Budgetbereichen auch in einer kleinen, 

offenen Volkswirtschaft wie Österreich, positive Effekte auf das Wirtschaftswachstum hätten. 

Bemerkenswert sei, dass Investitionsförderungen "ökonomisch irrelevant" seien. 

6.3. Welche Maßnahmen sollten die einzelnen europäi schen Länder ergreifen, um 

im Innovationswettbewerb nicht zu weit hinter die U SA zu fallen? 

Die Europäische Union steht, was Forschung und Entwicklung betrifft, hinter den USA. 

Während die USA 2,7 Prozent ihres Bruttoinlandprodukts für F&E aufwenden, liegt der 

Anteil in der EU bei 1,8 Prozent. Allein in den Jahren 1992 - 1998 ist die Differenz zwischen 

dem europäischen und dem amerikanischen Gesamtaufwand für Forschung von 12 auf 60 

Milliarden Euro gestiegen. In Europa arbeiten lediglich 2,5 Prozent der in den Unternehmen 

Beschäftigten in der Forschung; in den USA sind es 6,7, in Japan 6 Prozent. Bei 

Hochtechnologieerzeugnissen hatte Europa in den letzten zehn Jahren ein jährliches 

Handelsbilanzdefizit von ca. 20 Milliarden Euro zu verzeichnen. Gleichzeitig liegt der Anteil 

des Forschungs- und Technologiebereichs am Wirtschaftswachstum zwischen 25 und 50 

Prozent. Technologie und Forschung sind die Arbeitsmärkte der Zukunft. Da die 

osteuropäischen Länder im Durchschnitt noch unterhalb des F&E-Niveaus der EU liegen, 

wird die Osterweiterung mit einem weiteren Absinken der Position der EU gegenüber den 

USA und Japan verbunden sein - es sei denn, es gelingt den Beitrittskandidaten, mit 

westeuropäischer Unterstützung, ihre Anstrengungen zu steigern. 

6.4. Konkret: Maßnahmenbeschluss Deutschland als Be ispiel 

In Deutschland hat sich der Beschluss der Allianz der Wissenschaftsorganisationen (Deutsche 

Forschungsgemeinschaft, Fraunhofer Gesellschaft, Max-Planck-Gesellschaft, Helmholtz-

Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren, HRK, Leibniz-Gemeinschaft, Wissenschaftsrat) 

zu folgenden Maßnahmen zur F&E-Wettbewerbsfähigkeit entschieden:  
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6.4.1. Grundlagen des öffentlich finanzierten Wisse nschaftssystems 

Das öffentlich finanzierte Wissenschaftssystem ist geprägt 

- durch eine Vielzahl von Hochschulen und diesen mit unterschiedlichen Aufgaben 

komplementär verbundenen außeruniversitären Einrichtungen, - durch eine 

Aufgabenverteilung zwischen Forschungsförderorganisationen und Forschungs-

organisationen, die in Eigenverantwortung Ausbildungs- und Forschungsleistungen 

erbringen, sowie 

- - durch die föderative Staatsstruktur mit einer politisch verantworteten 

Aufgabenverteilung und Aufgabenverschränkung zwischen dem Bund und den 

Bundesländern. 

In diesem arbeitsteilig organisierten Wissenschaftssystem müssen Reformmaßnahmen primär 

auf die Optimierung seiner Teilbereiche und auf die Verbesserung des Zusammenwirkens 

zwischen diesen abzielen. Die Hochschulen bilden Basis und Zentrum von Lehre und 

Forschung. Sie sind der wichtigste Knotenpunkt im Wissenschaftssystem sowohl in der 

Forschung als auch in der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses. 

Innovationsförderung ist daher nicht ohne eine hohe wissenschaftliche Leistungsfähigkeit der 

Hochschulen erreichbar. Qualität und internationale Wettbewerbsfähigkeit der Forschung an 

Hochschulen bestimmen darüber hinaus die Qualität der akademischen Ausbildung für die 

Arbeitswelt jenseits der Wissenschaft. Aufgrund ihrer besonderen Stellung und ihrer aktuell 

und strukturell schwierigen Finanzlage bedürfen die Hochschulen dringend einer besonderen 

Förderung. Neben der gezielten Stärkung der Hochschulen in Lehre und Forschung sowie der 

Förderung leistungsstarker außeruniversitärer Forschungseinrichtungen sind 

Effizienzsteigerungen durch Verbesserungen der folgenden Rahmenbedingungen möglich: 

- Qualitätssteigerung durch Wettbewerb und Kooperation: Forschung wird höchsten 

Qualitätsmaßstäben allein dann genügen, wenn sie sich im nationalen wie internationalen 

Wettstreit entfaltet und so zur Herausbildung von Maßstäben und Standards führt. Interne und 

einrichtungsübergreifende Wettbewerbsformen auf allen Ebenen des Förderspektrums sind 

fortzuentwickeln. Grundlagen- und insbesondere die anwendungsorientierte Forschung sind in 

Deutschland sowohl in Hochschulen als auch in erheblichem Umfang in außeruniversitären 

Institutionen konzentriert. Eine noch engere Kooperation zwischen Hochschulen und 

außeruniversitären Einrichtungen und damit die Verzahnung der spezifischen Stärken der 
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jeweiligen Organisationen sind im Interesse von Kompetenz- und Ressourcenbündelung 

sinnvoll und notwendig. 

- Autonomie und Veränderung der rechtlichen Rahmenbedingungen: Anders als die 

Entwicklung kann Forschung nur dann Ausgangspunkt von Innovation sein, wenn sie frei ist 

von unmittelbarer staatlicher Einflussnahme auf Konzeption und Durchführung. Tendenzen, 

die Gewährung von Globalbudgets mit inhaltlichen Zielvorgaben ohne Rücksicht auf die 

unterschiedlichen Forschungsmissionen der Organisationen zu flankieren, muss Einhalt 

geboten werden. Wettbewerbsfähige Innovationspolitik bedarf international 

wettbewerbsfähiger Rahmenbedingungen. Alle Anstrengungen zur Deregulierung mit dem 

Ziel, den Forschungsorganisationen größere Autonomie und Flexibilität in der Disposition 

und Bewirtschaftung ihrer Mittel einzuräumen, sind bisher an vielen Stellen unzureichend und 

von geringer Wirkung geblieben. Die von den Wissenschaftsorganisationen im Einzelnen 

vorgeschlagenen Veränderungen in den rechtlichen Rahmenbedingungen bedürfen einer 

konsequenteren Umsetzung. Die Frage, ob innovationshemmende Einflüsse von einer 

Regelung ausgehen, muss auch bei der Beurteilung von Gesetzen und Verordnungen in 

anderen Bereichen stets mit bedacht werden. 

- Finanzierung: Forschung bewegt sich in mehrjährigen Zyklen. Ihre Förderung ist im 

Hinblick auf die Unabhängigkeit von kurzfristigen Schwankungen der Haushalts- und 

Interessenlagen in Bund oder Ländern bedarfsgerecht zu verstetigen. 

Die Gemeinschaftsfinanzierung von Hochschulbau und Forschungsförderung ermöglicht 

eine längerfristig strategisch ausgerichtete, sachgerechte und nachhaltige Innovationspolitik. 

Sie eröffnet den Partnern im föderalen Staat die Chance, in intensiver Kooperation und 

ausreichendem Wettbewerb die Entwicklung der Forschung zu gestalten. 

Das System der Wissenschaftsfinanzierung durch Bund und Länder hat sich als solches 

bewährt. Es muss jedoch offen sein für Reformen, die sich am Maßstab der 

Qualitätssteigerung orientieren. So sollten verstärkt Wettbewerbselemente in die Zuordnung 

der Mittelverteilung integriert und die Abstimmungsprozesse - insbesondere das 

Einstimmigkeitserfordernis - in der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 

Forschungsförderung vereinfacht werden. Das Verfahren des Hochschulbaufördergesetzes 

sollte in Richtung auf eine stärkere Qualitätsorientierung in Forschung und Lehre hin 

optimiert und effizienter ausgestaltet werden. Die Wissenschaftsorganisationen mahnen daher 



UE 267.054 Ökonomische Infrastrukturplanung  Seite 54 von 64 

WS 04/05 – Gruppe 9B – Betreuer: Dr. Wieser  07.01.2005 

_________________________________________________________________________________________________________________ 

an, dass Hochschulbau und Forschungsförderung ihrer Bedeutung angemessen Gegenstand 

einer zielorientierten Diskussion in der Bundesstaatskommission werden. Sie drängen darauf, 

dass das Ziel einer solchen Diskussion nicht allein die "Klarheit und Wahrheit" der 

Zuordnung verfassungsrechtlicher Kompetenzen für Bund und Länder sein darf, sondern 

wissenschafts- und hochschulpolitische Erfordernisse eines gemeinschaftlichen Engagements 

von Bund und Ländern dabei maßgeblich berücksichtigt werden. Eine weitere 

Fragmentierung der politischen Verantwortung würde die Anstrengungen der Hochschulen 

und Forschungsorganisationen zur stärkeren Koordination und Kooperation konterkarieren. 

Eine stärkere Wettbewerbsorientierung zwischen den verschiedenen Einrichtungen der 

Forschung muss auch die Einrichtungen der Ressortforschung des Bundes und der Länder 

einbeziehen. Diese stellen ein erhebliches Potential für das Wissenschaftssystem dar. Allein 

der Bund wendet rund 1,2 Milliarden Euro für seine 50 Einrichtungen auf. Dieses Potential 

muss aktiviert, an den Qualitätsstandards der einschlägigen scientific communities orientiert 

und besser mit anderen Forschungseinrichtungen vernetzt werden. 

6.4.2. Wettbewerbsorientierte Schwerpunkt- und Prof ilbildung 

Die in der Allianz vertretenen Wissenschaftsorganisationen bekennen sich zum Wettbewerb 

in der Wissenschafts- und Hochschulpolitik. Das deutsche Hochschulsystem weist eine im 

internationalen Vergleich insgesamt erhebliche Leistungsbreite auf. Um insbesondere auch in 

der Forschung wettbewerbsfähige Spitzenleistungen zu erbringen, bedarf es jedoch einer 

stärkeren thematischen und infrastrukturellen Schwerpunkt- und Profilbildung. Förderung 

in der Breite und gezielte Förderung von Spitzenleistungen schließen einander nicht aus. Im 

wissenschaftsgeleiteten Wettbewerb um zusätzlich gegebene und gezielt eingesetzte 

Fördermittel liegt der Schlüssel zur notwendigen Effizienz- und Leistungssteigerung in der 

Wissenschafts- und Hochschulpolitik der Zukunft. Deutschland wird nicht umhin kommen, 

insbesondere seine Hochschullandschaft breit zu fördern und seine Leistungsspitzen zu 

erhöhen. Ein wichtiges Gestaltungsziel der Politik muss darin bestehen, hierfür die 

erforderlichen Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Dies kann vor allem durch zwei Instrumente geschehen: Einerseits mit materiellen 

Förderanreizen durch zusätzliche Forschungsmittel, die keinesfalls durch eine weitere 

Schlechterstellung der vorhandenen Einrichtungen gewonnen und nur nach strenger 
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wissenschaftlicher Begutachtung vergeben werden dürfen, andererseits durch die Herstellung 

erheblich größerer Entscheidungs- und Handlungsspielräume für die Einrichtungen. 

Vorgeschlagen wird die Etablierung eines sowohl die bestehende Strukturierungskompetenz 

der Länder als auch die bundesseitige Mitwirkung in Hochschulbau und Projektförderung 

ergänzendes neues Instrumentariums im Sinne einer Prämierung exzellenter Forschung. 

Zusätzliche Zuweisungen könnten etwa auf der Grundlage von Drittmitteleinwerbungen 

(DFG, EU-Mittel, Wirtschaft) an die jeweiligen Empfängerhochschulen vorgenommen 

werden. Auf diese Weise können auch aufstrebende Universitäten durch Schwerpunktbildung 

auf bestimmten Forschungsfeldern in die Spitze vorstoßen und dem wissenschaftsgeleiteten 

Wettbewerb zum Durchbruch verhelfen. 

Dieser Wettbewerb um Ausbildung wissenschaftlicher Exzellenz kann nur in konkreten 

Arbeitszusammenhängen der Wissenschaftsbereiche stattfinden und muss über die 

Universitäten bzw. deren Fakultäten hinaus alle Forschungsorganisationen einschließen. Die 

Entwicklung der Regionen als Einheit der Schwerpunktbildung durch die Etablierung 

thematisch begründeter Wissenschaftscluster ist dabei Weg und Ziel zugleich. Als Leitvision 

für eine strukturelle Weiterentwicklung des Wissenschaftssystems schlagen die 

Wissenschaftsorganisationen Bund, Ländern und der Wirtschaft deshalb den Aufbau von 

Wissenschafts- und Innovationsclustern als Exzellenzzentren mit internationaler 

Ausstrahlung vor. 

Die zusätzlich von Bund, Ländern und der Wirtschaft bereitgestellten Mittel könnten 

unmittelbar und gezielt  eingesetzt werden für folgendes Förderspektrum: 

- Förderung kompetitiver Forschungsprojekte: Die Grundlagenforschung mit 

Drittmitteln etwa der DFG sollte durch eine deutliche Aufstockung des DFG-Etats 

erheblich gesteigert werden. In diesem Rahmen würden vor allem die 

Haushaltsanteile von SFBs, Forschergruppen und Forschungszentren gesteigert 

werden können, um die intensivere Verbundforschung innerhalb der Hochschulen 

und zwischen diesen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen zu fördern. 

- Förderung von "Wissenschafts- und Innovationsclustern/Exzellenzzentren": 

Zusätzliche Mittel könnten im Rahmen eines neuen Programms für die Bildung von 

regionalen Exzellenzzentren zwischen Hochschulen, außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen und Einrichtungen der Wirtschaft im Wettbewerb 



UE 267.054 Ökonomische Infrastrukturplanung  Seite 56 von 64 

WS 04/05 – Gruppe 9B – Betreuer: Dr. Wieser  07.01.2005 

_________________________________________________________________________________________________________________ 

ausgeschrieben werden. Das Programm unterstützt das Ziel der angestrebten 

Stärkung der Hochschulen durch Vernetzung ebenso wie es einen Beitrag leistet zur 

Intensivierung der Kooperation zwischen der öffentlich geförderten Forschung und 

der Wirtschaft. Federführungen in der Konzeption und Durchführung ergeben sich 

daher aus den jeweiligen Sachzusammenhängen. 

- Als "Innovationsallianzen" sollen diese Zentren finanziell und infrastrukturell in die 

Lage versetzt werden, eine von ihren Trägern erarbeitete Forschungsmission 

umzusetzen, indem sie sachgerecht die besten Forscherpersönlichkeiten und den 

besten Forschernachwuchs aus Wissenschaft und Wirtschaft zusammenführen. Die 

mit der Vernetzung und Kooperation verbundenen Transaktionskosten sind heute 

größtenteils Bestandteil der Förderung einzelner (Verbund)Projekte auf nationaler 

oder europäischer Ebene. Die Entscheidung liegt in den Händen von Ministerien und 

Behörden. Die Implementierung und das Management dieses neuen Programms 

sollten dagegen umfassend wissenschaftsgeleitet und, je stärker sich die 

Aufgabenstellungen der angewandten Forschung und Entwicklung annähern, auch 

wirtschaftsgeleitet sein. 

- Es wird darüber hinaus zu prüfen sein, ob zur Etablierung solcher "Wissenschafts- 

und Innovationscluster/Exzellenzzentren" die heutigen institutionell rechtlichen 

Rahmenbedingungen ausreichend sind oder die Gründung neuer rechtlich 

abgegrenzter Einheiten Vorteile verspricht. Dies würde jedoch eine grundlegende 

Anpassung der zuwendungsrechtlichen Regeln voraussetzen. 

- Darüber hinaus bedarf es nicht zuletzt angesichts der bevorstehenden 

Pensionierungswelle einer verbesserten finanziellen  Unterstützung der 

Rekrutierungsfähigkeit insbesondere von Hochschulen. Sie müssen in den Stand 

versetzt werden, bei Berufungen mit jenen Wissenschaftseinrichtungen des In- und 

Auslandes mitzuhalten, welche erheblich besser ausgestattet sind, über ein stärker 

eigenverantwortliches Management verfügen und im Ausland teilweise auch 

erheblich bessere Verdienstmöglichkeiten bieten. Entsprechendes gilt für die 

Konkurrenzfähigkeit bei der Berufung von Leistungsträgern aus der Wirtschaft. 

- Ferner müssen Maßnahmen der Verbesserung der institutionellen Infrastruktur 

dienen. Die durch verschiedene Fördermechanismen den Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen zugewiesenen Mittel für Forschungsprojekte sollten - 

ebenso wie EU-Mittel - durch eine Zusatzfinanzierung von mindestens 25% zu 

Gunsten der institutionellen Grundausstattung und Infrastruktur ergänzt werden. 
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6.4.3. Nachwuchs gewinnen und fördern 

Eine hohe Qualität in der beruflichen und akademischen Ausbildung ist eine wesentliche 

Voraussetzung  für die Leistungsfähigkeit eines Innovationssystems. Bei der Ausbildung von 

Wissenschaftlern und Ingenieuren auf Spitzenniveau auf der einen und bei der 

Weiterbildung von Führungskräften in Spitzentechnologien und Management-Skills auf der 

anderen Seite kooperieren Universitäten und außeruniversitäre Einrichtungen heute bereits 

erfolgreich. Große Potenziale könnten jedoch noch besser in der Graduiertenausbildung und 

in der gezielten Weiterbildung von Führungskräften und potentiellen Unternehmern genutzt 

werden. 

Es müssen verstärkte Anstrengungen unternommen werden, um junge Menschen aus dem In- 

und Ausland für ein Studium in Deutschland speziell in den Natur- und 

Ingenieurwissenschaften zu gewinnen. Es gilt, die Ausbildung von Studenten und 

Doktoranden in einem stärker differenzierten System auszubauen. Die zu fordernde 

Schwerpunkt- und Profilbildung findet ihre Entsprechung auch im Bereich der 

Nachwuchsförderung und unterstützt diese. Die Wissenschaftsorganisationen sehen es als ihre 

Verpflichtung an, eine frühere wissenschaftliche Selbständigkeit, hierarchiefreie 

Arbeitsatmosphären und Perspektiven einer längerfristigen Beschäftigung für exzellente junge 

Wissenschaftler/innen anzubieten. Sie sprechen sich für konzentrierte Anstrengungen entlang 

folgender Schwerpunkte aus: 

- Sie werden ihre Angebote für Schüler in ihren Einrichtungen ausbauen und so die 

Faszination von Wissenschaft und Technik vermitteln, z. B. durch Schülerlabore 

oder spezielle Vorlesungsreihen. 

- Sie werden das Einstein-Jahr über ihre gemeinsame Initiative "Wissenschaft im 

Dialog" und zahlreiche weitere Aktivitäten mitgestalten. 

- Sie werden ihre Ausbildungsleistungen stärker anhand internationaler Standards 

ausrichten und transparenter machen. Der Übergang von der Schule zur Hochschule 

weist in Deutschland erhebliche Defizite auf (Informationsdefizite bei Studienwahl, 

Hochschulwahl nach sachfernen Kriterien, Vergleichbarkeit des Leistungsniveaus 

etc.). Das gegenwärtige System der Hochschulzulassung gewährleistet nicht in allen 

Fällen, dass die Eignungsprofile von Studienbewerbern optimal mit den 

Anforderungen der Studiengänge abgeglichen werden. Es erlaubt den Hochschulen 

zudem nur sehr eingeschränkt, den Hochschulzugang zur Profilbildung zu nutzen. 
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Empfehlungen zur Verbesserung haben der Wissenschaftsrat und die HRK erarbeitet. 

Sie müssen konsequent umgesetzt werden. 

- Die Wissenschaftsorganisationen werden bei Erhalt zusätzlicher Mittel diese 

verstärkt für die Förderung einer strukturierten Graduierten- und 

Doktorandenausbildung einsetzen. Dabei kommt dem Ausbau von 

Graduiertenkollegs zu Graduiertenschulen (DFG, Länder, Stiftungen), die Graduierte 

- ausgewählt nach Qualitätsgesichtspunkten und angemessen ausgestattet - in 

thematischen Einheiten vereinen, ebenso große Bedeutung zu wie ähnliche Ansätze 

in den außeruniversitären Einrichtungen, etwa den gemeinsam mit Universitäten 

betriebenen International Max Planck Research Schools. 

- Um den seit Jahren bestehenden "brain drain" umzukehren, müssen ferner 

attraktivere Beschäftigungsperspektiven für jüngere Wissenschaftler hergestellt 

werden. Die Wissenschaftsorganisationen werden dazu im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten die Zahl ihrer selbständigen Nachwuchsgruppen weiter erhöhen und 

dabei auch Optionen auf langfristige Beschäftigung im Sinne einer verbindlichen 

Karriereperspektive anbieten. 

- Förderinstrumente im Nachwuchsbereich sollten stärker der Unterstützung von 

Mobilität dienen. Die Eingliederung speziell der Juniorprofessoren ließe sich etwa 

durch eine Förderung mit 20.000 Euro jährlich, die nach freier Wahl für die 

Forschung eingesetzt werden dürfen, erleichtern 

- Weiter regen die Wissenschaftsorganisationen an, eine Initiative "Nachwuchs für 

Schlüsseltechnologien" aufzulegen. Dabei geht es um die zeitlich eingegrenzte 

Möglichkeit, in Fächern mit Nachwuchsmangel (z. B. in der Informatik, der Medizin 

etc.) Nachwuchsgruppen für einen befristeten Zeitraum aufzubauen. In einem engen 

Dialog zwischen Wirtschaft und Universität muss erreicht werden, dass die 

inhaltlichen Qualifikationsprofile auch dem Bedarf der Wirtschaft entsprechen. 

6.4.4. Notwendigkeit weiterer Verbesserungen der re chtlichen 

Rahmenbedingungen, insb. im Dienst- und Tarifrecht 

Wesentliche Verbesserungen versprechen sich die Wissenschaftsorganisationen speziell 

in der Nachwuchsförderung aber auch darüber hinaus durch Änderungen dienst- und 

tarifrechtlicher Regelungen. Sie fordern den Gesetzgeber über die bereits erreichten 

Verbesserungen durch die Dienstrechtsreform hinaus zu weiteren Reformen auf: 
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- Die Wissenschaftsorganisationen sprechen sich für einen Wissenschaftstarifvertrag 

aus, der die Möglichkeiten der leistungsabhängigen Bezahlung über den Kreis der 

leitenden Wissenschaftler hinaus ausdehnen soll. 

- Sie sprechen sich für weitere Flexibilitäten insbesondere im Drittmittelbereich aus. 

Die Möglichkeit sollte eröffnet werden, Verträge bei Wegfall von 

Drittmittelförderungen zu beenden. Dies würde - bei fortgesetzter 

Drittmittelfinanzierung - die Chancen für eine dauerhafte Beschäftigung 

hochqualifizierter Wissenschaftler/innen deutlich verbessern. 

- Sie fordern eine deutliche Vereinfachung des Tarifrechts, das zunehmend 

unüberschaubar geworden ist. 

- Sie sprechen sich für die Schaffung tariflicher Regelungen insbesondere bei der 

Eingruppierung aus, die den forschungsspezifischen Gegebenheiten entsprechen, 

stärker tätigkeitsbezogen sind und beispielsweise weniger auf nationale Berufsbilder 

und -abschlüsse abstellen. 

- Sie sprechen sich dafür aus, die Genehmigungsverfahren für ausländische 

Wissenschaftler, gemeinsam mit ihren Familien zu einem Gastaufenthalt nach 

Deutschland zu kommen, weiter zu vereinfachen. Ein forschungsfreundliches 

Zuwanderungsgesetz ist dringend notwendig. 

6.4.5. Konsequente Internationalisierung 

Nur mit verstärkten Internationalisierungsanstrengungen läßt sich das 

Innovationspotenzial Deutschlands ausbauen. Internationale Graduiertenkollegs der DFG und 

die gemeinsam mit den Universitäten betriebenen International Max Planck Research Schools 

sind wegweisende Ansätze auf diesem Feld. Konsequenter Ausbau europäischer 

Nachwuchsgruppen, Ermutigung grenzüberschreitender Kooperation und die Unterstützung 

der Aktivitäten deutscher Forscher/innen und ihrer Förderorganisationen im Ausland sind 

Tätigkeitsfelder, die besondere Unterstützung verdienen. Konkret wäre die Bildung 

gemeinsamer Fakultäten zwischen Universitäten verschiedener europäischer Länder zu 

nennen, die mit finanziellen Anreizen im Wettbewerb zu fördern wäre. Auch die Bildung 

eines European Research Councils, der dem Gedanken eines qualitätsbasierten 

wissenschaftsgetriebenen Wettbewerbs in der Grundlagenforschung verpflichtet ist, ohne 

juste retour auskommt und über eigene Mittel in signifikanter Höhe verfügt, sollte nachhaltig 

unterstützt werden. Initiativen außeruniversitärer Einrichtungen zur Entfaltung eigener 

institutioneller Forschungsaktivitäten im Ausland (z.B. die Gründung von Instituten im 
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Ausland mit bilateraler Finanzierung) sollten im begrenzten Maße probeweise gefördert 

werden, versprechen diese Initiativen doch erheblich positive Rückwirkungen auch auf den 

nationalen Standort. 

6.4.6. Kooperation zwischen Wissenschaft und Wirtsc haft 

Die intensive Wechselwirkung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ist für den 

Innovationsprozess von großer Bedeutung. Wissenschaft und Wirtschaft müssen deshalb mit 

dem Ziel effektiverer Wertschöpfung besser vernetzt werden. Anzustrebende 

Forschungspartnerschaften sollten von dem gemeinsamen Verständnis getragen sein, dass 

einerseits die Wirtschaft in steigendem Maße auf die intensive Zusammenarbeit mit der 

nichtgewerblichen Forschung angewiesen ist und das Zusammenspiel von Grundlagen- und 

angewandter Forschung für die Entwicklung neuer Produkte unentbehrlich ist. Andererseits 

aber muss sich die öffentliche Wissenschaft stärker vergegenwärtigen, dass sie in ihren 

Erkenntnisprozessen von den Fragestellungen der Wirtschaft profitieren, sie ihr 

Forschungsportfolio durch Drittmitteleinwerbung aus der Industrie steigern und sie ihre 

Chancen in der wechselseitigen Mobilität zwischen den Sektoren besser wahren kann. 

Letztlich muss die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft dem gemeinsamen Ziel 

der Beschleunigung  von wirtschaftlichen und sozialen Innovationsprozessen dienen. Die 

Wissenschaftsorganisationen werden daher verstärkt auf die Wirtschaft zugehen, um 

- durch gemeinsame Planungsprozesse, problemorientierten Technologietransfer und 

gemeinsame Forschungsanstrengungen die Innovationsbilanz zu verbessern, 

- eine sachgerechte Mitwirkung der Wirtschaft in den angestrebten regionalen 

Wissenschafts- und Innovationsclustern/Exzellenzzentren zu erreichen, 

- spezielle Innovationspartnerschaften zu bilden, die über die traditionellen 

Kooperationsmuster wie Lizenznahmen und Auftragsforschung hinausgehen und in 

denen sich die Partner auf längerfristige gemeinsame Innovationsziele verpflichten, 

ihre jeweiligen Beiträge in enger Wechselwirkung zu erbringen und zugleich ihre 

Identität zu wahren. 
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Die Wissenschaftsorganisationen werden ferner 

- ihre Mitarbeiter/innen verstärkt in Bezug auf die Ausgründung von Unternehmen 

schulen und unterstützen sowie 

- das Leistungsspektrum ihrer Technologietransfereinrichtungen fortentwickeln. 

In der Förderung der Wechselwirkung von Wissenschaft und Wirtschaft fällt dem Staat eine 

wichtige Rolle zu. Sein Handeln sollte von dem Bewusstsein getragen sein, dass er weder die 

Marktkompetenz der Wirtschaft noch die Forschungskompetenz der Wissenschaft sinnvoll 

ersetzen kann. Vielmehr sollte die Öffentliche Hand die Rolle des fördernden Moderators 

übernehmen, der über Anreizsysteme die Bildung von Innovationspartnerschaften initiiert, 

bestehenden Ansätzen Unterstützung bietet und insgesamt auf eine Verbesserung der 

rechtlichen Rahmenbedingungen hinwirkt. Die Wissenschaftsorganisationen erwarten daher 

von Bund und Ländern, dass sie 

- die erfolgreichen Modelle der Vergangenheit ( z. B. Bioregio-Wettbewerb des BMBF) 

fortentwickeln und ihren Sparkurs in der Projektförderung revidieren, 

- die Industrie politisch und durch speziell F&E begünstigende Steuertarife ermutigen, 

mehr für die Forschung aufzuwenden und in Deutschland gemachte Erfindungen 

tatsächlich in Deutschland umzusetzen, 

- das besonders in Ostdeutschland wirtschaftlich fruchtbare Programm zur Förderung 

von Ausgründungen (EEF) aus den Wissenschaftseinrichtungen fortführen und den 

Einrichtungen erleichtern, durch Beteiligungen zur Ausgründung von Unternehmen 

beizutragen und die Beteiligung für angemessene Zeit zu halten sowie 

- die rechtlichen Rahmenbedingungen für den Wechsel von Personal aus der 

Wissenschaft in die Industrie und umgekehrt verbessern. 
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6.4.7. Mut zum Handeln - Mut zur finanziellen Prior ität für Bildung und 

Forschung 

Die Wissenschaftsorganisationen wollen die beschriebenen Herausforderungen annehmen und 

die unterbreiteten Vorschläge konsequent umsetzen. Sie haben den Mut zum Handeln und 

werden mit ihren Maßnahmen eine Effizienzsteigerung in der Wissenschaft erreichen und 

ihren Beitrag zur Beschleunigung des Innovationsprozesses leisten. Ein Durchbruch im Sinne 

der Innovationsoffensive wird jedoch nur durch eine klare Prioritätensetzung der Politik 

zugunsten von Bildung und Forschung und durch eine substantielle Erhöhung der 

Mittel  möglich sein. Das von der Bundesregierung im europäischen Verbund formulierte und 

erneut bekräftigte Ziel, den Anteil der F&E-Ausgaben  am Bruttoinlandsprodukt von jetzt 

2,5% auf mindestens 3% im Jahre 2010 zu erhöhen, wird daher von den 

Wissenschaftsorganisationen nachdrücklich begrüßt. Rechnerisch ergibt dies jährliche 

Steigerungsraten von 8-10% ab dem Jahr 2005. Nur mit einer finanziellen Priorisierung von 

Bildung und Forschung in den Staatsausgaben werden letztlich die Herausforderungen 

gemeistert und wird die Innovationsoffensive zum Erfolg geführt werden können. 
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